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1. Baurechtliche und landesplanerische Behandlung von PV-Freiflächenanlagen 

 

1.1. Erfordernis der Bauleitplanung und des Baugenehmigungsverfahrens 

PV-Freiflächenanlagen werden grundsätzlich nicht von den Privilegie-

rungstatbeständen des § 35 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) erfasst. Auch 

eine bauplanungsrechtliche Zulässigkeit als sonstige Vorhaben nach § 35 

Abs. 2 BauGB wird in aller Regel ausscheiden, da regelmäßig eine Beein-

trächtigung öffentlicher Belange vorliegen wird. 

 

Die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von PV-Freiflächenanlagen, die im 

Außenbereich errichtet werden sollen, erfordert daher generell eine ge-

meindliche Bauleitplanung, d.h. grundsätzlich die Aufstellung eines Bebau-

ungsplans und die entsprechende Änderung des Flächennutzungsplans. Im 

Flächennutzungsplan kann die Gemeinde eine „Fläche für Anlagen zur Er-

zeugung von Strom aus erneuerbaren Energien – Sonnenenergie“ darstel-

len. Dies stellt die Regelung in § 5 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b) BauGB klar. Für 

die Festsetzung im Bebauungsplan bietet sich  hinsichtlich der Art der bauli-

chen Nutzung ein sonstiges Sondergebiet im Sinn von § 11 Abs. 2 Baunut-

zungsverordnung (BauNVO) an. Im Bebauungsplan – wobei sich für derar-

tige Projekte insbesondere ein Vorhaben- und Erschließungsplan im Sinn 

von § 12 BauGB eignet – können dabei nähere Regelungen z. B. über die 

überbaubaren Grundstücksflächen, über Nebenanlagen (z.B. Einzäunung) 

und auch über gesetzlich notwendige Flächen und Maßnahmen zum Aus-

gleich im Zusammenhang mit der bauplanungsrechtlichen Eingriffsregelung 

(vgl. § 9 Abs. 1a BauGB) getroffen werden. Gemäß § 9 Abs. 1 Ziff. 23 

Buchst. b) BauGB können auch Stromspeicher zur Zwischenspeicherung 

des durch die PV-Freiflächenanlage erzeugten Stroms in Hinblick auf 

Größe und Speichermenge festgesetzt werden. Bei der Ausweisung von 

Flächen für PV-Freiflächenanlagen und gesetzlich notwendigen Ausgleichs-

flächen sind insbesondere die Belange der Land- und Forstwirtschaft zu be-

rücksichtigen. 

 

Auf die Aufstellung von Bauleitplänen besteht allerdings kein Rechtsan-

spruch (§ 1 Abs. 3 Satz 2 BauGB). Es obliegt daher in jedem Einzelfall der 

Entscheidung der für die Planung zuständigen Stadt oder Gemeinde, ein 

entsprechendes Verfahren einzuleiten. In der Praxis geschieht dies oftmals 
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auf Antrag eines Investors bzw. Grundstückeigentümers. Die Gemeinde ist 

aber an die Standortvorgaben nicht gebunden und sollte den Interessen 

des Betreibers stets gesamtheitliche Interessen gegenüberstellen. Eine 

Bauleitplanung sollte daher auch die Auswahlentscheidung für Standorte 

und Alternativen behandeln (vgl. hierzu nachfolgend unter Gl. Nr. 1.2.ff.). 

 

Da kein Anspruch auf die Aufstellung besteht, kann die Gemeinde die Ein-

leitung einer Bauleitplanung auch davon abhängig machen, dass ein Vorha-

ben mit einem bestimmten Bürgerbeteiligungsmodell oder einem bestimm-

ten PPP-Modell zum Gegenstand des Bauleitplanverfahrens gemacht wird. 

 

Nach Art. 57 Abs. 2 Nr. 9 Bayer. Bauordnung (BayBO) sind Solarenergiean-

lagen und Sonnenkollektoren – und zwar unabhängig von ihrer Fläche – 

verfahrensfrei, wenn sie im Geltungsbereich einer städtebaulichen Satzung 

oder einer Satzung nach Art. 81 BayBO liegen, die Regelungen über die Zu-

lässigkeit, den Standort und die Größe der Anlage enthält, wenn die Anlage 

den Festsetzungen der Satzung entspricht. Art. 57 Abs. 2 Nr. 9 BayBO er-

gänzt hinsichtlich der Verfahrensfreiheit von Solarenergieanlagen und Son-

nenkollektoren die allgemeine Vorschrift des Art. 57 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a) 

BayBO. Diese sieht eine Verfahrensfreiheit für bestimmte Solarenergieanla-

gen auch außerhalb der in Art. 57 Abs. 2 BayBO beschriebenen Satzungen 

vor. Demnach sind Solarenergieanlagen in, auf und an Dach- und Außen-

wandflächen (ohne Größenbeschränkung) verfahrensfrei. Zudem sieht die 

Norm vor, dass Solarenergieanlagen gebäudeunabhängig mit einer Höhe bis 

zu 3 m und einer Gesamtlänge bis zu 9 m verfahrensfrei zulässig sind.   

 

Im Übrigen findet, soweit die Ausweisung von Flächen für PV-Freiflächenan-

lagen in qualifizierten Bebauungsplänen im Sinn von § 30 Abs. 1 BauGB er-

folgt, bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen des Art. 58 Abs. 1, Abs. 3 

BayBO das Genehmigungsfreistellungsverfahren statt. Insoweit ist beson-

ders darauf hinzuweisen, dass PV-Freiflächenanlagen unabhängig von ihrer 

Fläche keine Sonderbauten darstellen. 

 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens ist auch bei PV-Freiflächenanlagen 

eine Umweltprüfung durchzuführen. Werden Bebauungspläne aufgestellt, 

https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&a=57&g=BayBO&x=1
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&a=57&g=BayBO&n=3a&x=1
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geändert oder ergänzt, so wird die Umweltverträglichkeitsprüfung ein-

schließlich der Vorprüfung im Aufstellungsverfahren grundsätzlich als Um-

weltprüfung sowie die Überwachung nach den Vorschriften des Baugesetz-

buchs durchgeführt (§ 50 Abs. 1 Satz 1 UVPG). Eine weitere Umweltver-

träglichkeitsprüfung im Rahmen der Genehmigung der eigentlichen Maß-

nahme kann unterbleiben, soweit der Gegenstand schon im Rahmen der 

Umweltprüfung auf der Ebene des Bauleitplanungsverfahrens abgedeckt 

wurde; § 50 Abs. 3 UVPG ist insoweit nach der Rechtsprechung anwend-

bar. Da PV-Freiflächenanlagen in der Regel im Rahmen von qualifizierten 

oder vorhabenbezogenen B-Plänen nach § 30 Abs. 1 oder Abs. 2 BauGB 

realisiert werden, dürfte die Umweltprüfung auf der Ebene der Bauleitpla-

nung die einschlägigen Belange zumeist bereits erfassen. 

 

1.2. Standortkonzepte 

Insbesondere auch bei einer hohen Zahl von (zu erwartenden) Ansied-

lungswünschen für PV-Freiflächenanlagen empfiehlt es sich für Gemein-

den, städtebauliche Standortkonzepte zu erarbeiten und zu beschließen. 

Die Kommunen stehen insoweit vor der Herausforderung, den weiteren 

Ausbau der erneuerbaren Energien in Einklang mit der Beanspruchung von 

Landschafts- und Landwirtschaftsraum einer Gemeinde zu bringen. Gemäß 

§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB sind Standortkonzepte bei der Aufstellung der 

Bauleitpläne zu berücksichtigen. Sie bieten bei PV-Freiflächenanlagen da-

mit sehr gute Steuerungsmöglichkeiten: 

 

Mit einem Standortkonzept zur Förderung von Photovoltaikanlagen und 

zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes sowie des Naturhaushalts vor 

Beeinträchtigungen für das ganze Gemeindegebiet kann eine Gemeinde in 

diesem Prozess eine aktive, steuernde Rolle übernehmen (PV-Freiflächen-

anlagen haben regelmäßig eine überörtliche Wirkung; zu den gemeinde-

übergreifenden Steuerungsmöglichkeiten s. Gl. Nr. 1.5.). Dabei können 

nach eindeutigen und nachvollziehbaren fachlichen Kriterien geeignete Be-

reiche oder mögliche Standorte innerhalb des Gemeindegebiets festgelegt 

und im Flächennutzungsplan dargestellt werden.  

 

Für die Erstellung des Standortkonzepts kommen unterschiedliche Vorge-

hensweisen in Frage: Soweit sich das Konzept auf die Steuerung der PV-
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Freiflächenanlagen beschränken soll empfiehlt sich ein Energiekonzept der 

Gemeinde (vgl. hierzu IMS vom 02.12.2011, Gl. Nr. 1; Planungshilfen p 

20/21, S. 15 ff..; zum bayerischen Förderprogramm Energiekonzepte und 

kommunale Energienutzungspläne und den für diese Fördermaßnahme gel-

tenden Anforderungen vgl.: https://www.bayern-innovativ.de/seite/foerde-

rung-energiekonzepte), das u.a. Energiebedarfe und -potentiale gegenüber-

stellt und Auskunft über den angestrebten Anteil der jeweiligen Energieart 

gibt. Dafür sind die zeichnerischen und textlichen Darstellungen des Land-

schaftsplans eine gute Grundlage. Falls kein aktueller Landschaftsplan vor-

liegt, kann dies ein Anlass sein, diesen aufzustellen. 

 

1.3. Standortauswahl 

Zur Ermittlung geeigneter Standorte empfiehlt sich sodann folgende Vor-

gehensweise zugrunde zu legen (s. auch Praxis-Leitfaden für die ökologi-

sche Gestaltung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen des LfU (= Praxis-

Leitfaden): 

 

(1) Ausschluss grundsätzlich nicht geeigneter Standorte: 

s. Nr. 1 der Anlage (Ausschlussflächen) 

Diese Standorte sind für eine Errichtung von PV-Freiflächenanlagen aus 

rechtlichen und/oder fachlichen Gründen grundsätzlich ungeeignet. In die-

sen Bereichen sind insbesondere schwerwiegende und langfristig wirksame 

Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu erwarten. Daraus folgt, 

dass der Errichtung von PV-Freiflächenanlagen naturschutzrechtliche Best-

immungen, gewichtige naturschutzfachliche Erwägungen oder anderweitige 

öffentliche Belange grundsätzlich entgegenstehen.  

 

Zu den Möglichkeiten des Hineinplanens in die Befreiungslage wird auf die 

Ausführungen unter Gl. Nr. 1.7. verwiesen. 

 

(2) Ausschluss nicht geeigneter Restriktionsflächen  

s. Nr. 2 der Anlage (Restriktionsflächen) 

Dies sind Flächen, die für die Errichtung von PV-Freiflächenanlagen nur be-

dingt geeignet sind. Diese Flächen haben in der Regel eine große Bedeu-

tung für Natur und Landschaft. Vor diesem Hintergrund ist im Rahmen einer 

Prüfung des Einzelfalls darzulegen, ob und warum die mit der Errichtung 

https://www.bayern-innovativ.de/seite/foerderung-energiekonzepte
https://www.bayern-innovativ.de/seite/foerderung-energiekonzepte
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von PV-Freiflächenanlagen verbundenen Auswirkungen auf Natur und 

Landschaft am konkreten Standort aus naturschutzrechtlicher- und fachli-

cher Sicht vertretbar sind. Das Ergebnis dieser Prüfung soll aktenmäßig do-

kumentiert werden. 

 

(3) Geeignete Standorte 

Nach Durchführung der Ausschlüsse nach (1) und (2) verbleiben die 

geeigneten Standorte. Diese sind insbesondere: 

o versiegelte Konversionsflächen (aus gewerblicher und militäri-

scher Nutzung)  

o Siedlungsbrachen und sonstige brachliegende, ehemals baulich 

genutzte Flächen 

o Abfalldeponien sowie Altlasten und -verdachtsflächen (unter Be-

rücksichtigung abfall- und bodenschutzrechtlicher Vorschriften 

bzw. Auflagen z.B. zur Rekultivierung oder Sanierung s. auch Er-

gebnisbericht Projekt: Standortsuche für Photovoltaikanlagen bei 

gemeindeeigenen Altlasten, Anlage 1, LfU 2013) 

o Flächen im räumlichen Zusammenhang mit größeren Gewerbege-

bieten im Außenbereich 

o Trassen entlang größerer Verkehrstrassen (Schienenwege und 

Autobahnen) und Lärmschutzeinrichtungen (vgl. auch nachfolgend 

Gl. Nr. 3.1) 

o Sonstige durch Infrastruktur-Einrichtungen veränderte Land-

schaftsausschnitte, z.B. Hochspannungsleitungen (vgl. auch nach-

folgend Gl. Nr. 1.1.3) 

o Flächen ohne besondere landschaftliche Eigenart, insbesondere 

in Lagen ohne Fernwirkung (vgl. auch nachfolgend Gl. Nr. 1.1.3). 

Auf den grundsätzlichen Vorrang vorbelasteter Standorte (siehe 

Gl. Nr. 6.2.3) wird hingewiesen. 

 

Die Gemeinde kann diese - weder zwingenden noch abschließenden – po-

sitiven Prämissen auch für einen Kriterienkatalog zur Standortauswahl 

heranziehen bzw. gewichten und ggf. zur Grundlage eines entspre-

chenden Klima- oder Standortkonzepts machen, das dann auch eine 

gewisse Selbstbindung der Gemeinde (entsprechend § 1 Abs. 6 Nr. 11 

BauGB) entfalten würde. 

https://www.bestellen.bayern.de/shoplink/lfu_bod_00095.htm
https://www.bestellen.bayern.de/shoplink/lfu_bod_00095.htm
https://www.bestellen.bayern.de/shoplink/lfu_bod_00095.htm
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1.4.  Gliederung des Standortkonzepts 

Es bietet sich somit folgende Gliederung des Standortkonzepts an: 

1. Zweck und Zielsetzung des Konzepts (ggf. unter Berück-

sichtigung eines kommunalen Klima- oder Energiekonzepts) 

2. Erfassung der Ausschlussflächen gemäß obiger Ausführun-

gen unter Bezug auf Nr. 1 der Anlage  

3. Erfassung der nicht geeigneten Restriktionsflächen gemäß 

obiger Ausführungen unter Bezug auf Nr. 2 der Anlage 

4. Erfassung der geeigneten Flächen gemäß obiger Ausführun-

gen (Kriterienkatalog), insbesondere auch unter Berücksich-

tigung der Flächenkulisse des EEG (§ 37 Abs. 1 EEG; vgl. 

hierzu auch Gl. Nr. 2), Netzinfrastruktur und Vorgaben der 

Landesplanung 

5. Berücksichtigung des Gesamtumfangs der Flächen und Ver-

teilung im Gemeindegebiet   

6. Bewertung nach Abstimmung mit wesentlichen Trägern öf-

fentlicher Belange   

7. Festlegung der Entwicklungsbereiche   

 

Um die Realisierbarkeit – auch in zeitlicher Hinsicht - eines möglichst kos-

tengünstigen Netzanschlusses geplanter größerer EEG-Anlagen frühzeitig 

abzuschätzen und um die bestehende Netzinfrastruktur bestmöglich zu nut-

zen, bietet es sich an, bereits bei der Ermittlung des Standortkonzepts die 

gegebenen Netzanschlusskapazitäten zu berücksichtigen. Eine erste Ab-

schätzung zur Aufnahmefähigkeit des örtlichen Mittelspannungsverteilnet-

zes für EE-Anlagen kann hierfür im Energie-Atlas Bayern (https://www.ener-

gieatlas.bayern.de/karten-mobil/ unter dem Auswahlpunkt „Netze und kon-

ventionelle Energie“) angezeigt werden, dies ersetzt jedoch keine Netzan-

schlussprüfung im konkreten Einzelfall.  Für die Ermittlung der tatsächlich 

gegebenen Netzanschlusskapazitäten ist eine frühzeitige Abstimmung mit 

dem/den örtlichen Verteilnetzbetreiber(n) notwendig. 

 

Mit dieser gebietsbezogenen Festlegung auf der Grundlage eines schlüssi-

gen gesamträumlichen Planungskonzepts kann die Gemeinde im Flächen-

nutzungsplan bestimmte Bereiche als „Angebotsflächen“ für PV-Freiflä-
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chenanlagen darstellen und sich damit selbst binden („agieren statt rea-

gieren“). Zwar können damit – anders als bei Windenergieanlagen - PV-

Freiflächenanlagen nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB außerhalb dieser Berei-

che nicht kraft Gesetzes ausgeschlossen werden. Da die Errichtung von 

PV-Freiflächenanlagen aber regelmäßig einer Bauleitplanung bedarf, auf 

die kein Anspruch besteht, hat es die Gemeinde in der Hand, an ihren Pla-

nungszielen festzuhalten. 

 

Mit diesem Standortkonzept kann eine Gemeinde auch die ansonsten 

für jeden Einzelfall obligatorische Suche und Bewertung von Standortalter-

nativen (vgl. insbesondere die Vorgaben des BauGB für den Umweltbe-

richt in Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a, 4c BauGB) vorwegnehmen und 

damit den Planungsaufwand bei der Umsetzung der Konzeption minimie-

ren. Sie kann mithilfe des Konzepts zudem der Bodenschutzklausel nach 

§ 1a Abs. 2 BauGB gerecht werden. Demnach soll mit Grund und Boden 

sparsam und schonend umgegangen werden; zur Verringerung der zusätzli-

chen Inanspruchnahme von Flächen sind die Möglichkeiten einer Wie-

dernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnah-

men der Innenentwicklung zu nutzen; landwirtschaftlich genutzte Flächen 

sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden (vgl. auch Böden gu-

ter Bonität in der Anlage). 

 

1.5. Interkommunale Entwicklungskonzepte  

Von besonderer Bedeutung können in diesem Zusammenhang – insbeson-

dere auch bei in der Relation zu Siedlungseinheiten sehr großen PV-Freiflä-

chenanlagen - zwischen zwei oder mehreren Gemeinden abgestimmte, in-

terkommunale Entwicklungskonzepte sein. Gegebenenfalls kann auch 

die Aufstellung gemeinsamer Flächennutzungspläne mit integrierten Land-

schaftsplänen in Betracht kommen (vgl. § 204 Abs. 1 BauGB und Kap. II 

4.2 der Planungshilfen p 20/21, S. 43-44; hier auch zur Möglichkeit einer in-

terkommunalen Vereinbarung über bestimmte Darstellungen in den Flä-

chennutzungsplänen gemäß § 204 Abs. 1 Satz 4 BauGB, die von größerer 

Praxisrelevanz sein könnte).   
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1.6. Vorgaben der Raumordnung  

Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (§ 1 Abs. 4 

BauGB). Grundsätze der Raumordnung sind bei nachfolgenden Abwä-

gungs- oder Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen.  

 

Einschlägig bei PV-Freiflächenanlagen können insbesondere die Ziele (Z) 

und Grundsätze (G) der Abschnitte 1.3 „Klimawandel“, 5.4. „Land- und 

Forstwirtschaft“, 6.2 „Erneuerbare Energien“ und 7.1 „Natur und Land-

schaft“ im Landesentwicklungsprogramm Bayern – LEP (GVBl. 2013, S. 

550) sein: 

 

In Abschnitt 1.3 ist folgender Grundsatz (G) einschlägig: 

1.3.1 Klimaschutz  

(G) Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen wer-

den, insbesondere durch  

- die Reduzierung des Energieverbrauchs mittels einer integrierten Sied-

lungs- und Verkehrsentwicklung,  

- die verstärkte Erschließung und Nutzung erneuerbarer Energien sowie  

den Erhalt und die Schaffung natürlicher Speichermöglichkeiten für Koh-

lendioxid und andere Treibhausgase. 

 

In Abschnitt 5.4. können insbesondere folgende Grundsätze (G) einschlägig 

sein: 

5.4.1 Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Nutzflächen 

(G) Die räumlichen Voraussetzungen für eine vielfältig strukturierte, multi-

funktionale und bäuerlich ausgerichtete Landwirtschaft und eine nachhal-

tige Forstwirtschaft in ihrer Bedeutung für die verbrauchernahe Versor-

gung der Bevölkerung mit nachhaltig erzeugten Lebensmitteln, erneuer-

baren Energien und nachwachsenden Rohstoffen sowie für den Erhalt 

der natürlichen Ressourcen und einer attraktiven Kulturlandschaft und re-

gionale Wirtschaftskreisläufe sollen erhalten, unterstützt und weiterentwi-

ckelt werden. 

(G) Land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen erhalten werden. 

Insbesondere hochwertige Böden sollen nur in dem unbedingt notwendi-

gen Umfang für andere Nutzungen in Anspruch genommen werden. 
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Diesen Anforderungen kann insbesondere bei Planung und Realisierung 

sogenannter Agri-PV, die eine gleichzeitige Nutzung von Flächen für 

landwirtschaftliche Zwecke und die PV-Stromproduktion ermöglichen, 

Rechnung getragen werden. 

 

In Abschnitt 6.2 können insbesondere folgendes Ziel (Z) und Grundsätze 

(G) einschlägig sein: 

6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien  

(Z) Erneuerbare Energien sind verstärkt zu erschließen und zu nutzen. 

 

6.2.3 Photovoltaik  

(G) In den Regionalplänen können Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für 

die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen festgelegt werden.  

 

Um in den Regionen eine einheitliche Anwendung der Kriterien und Steu-

erung von PV-Freiflächenanlagen zu erreichen, können Regionale Pla-

nungsverbände PV-Freiflächenanlagen Steuerungskonzepte erstellen. 

Diese können unter regionsweit einheitlicher Anwendung tatsächlicher 

und planerischer Ausschluss- sowie Restriktionskriterien den Potenzial-

raum für PV-Freiflächenanlagen ermitteln. Die Ergebnisse dieser Untersu-

chungen können als regionales Steuerungskonzept in die Regionalpläne 

übernommen und möglicherweise durch Vorranggebiete und Vorbehalts-

gebiete Photovoltaik ergänzt werden. Solche Vorgaben auf regionaler 

Ebene erleichtern den Gemeinden zudem die Ersteinschätzung von An-

fragen zur Errichtung raumbedeutsamer PV-Freiflächenanlagen. 

 

(G) Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen möglichst auf vorbelasteten 

Standorten realisiert werden. 

Ein Standort ohne Vorbelastung ist daher mit dem Grundsatz regelmäßig 

nur dann vereinbar, wenn (a) geeignete vorbelastete Standorte  nicht vor-

handen sind, und (b) der jeweilige Standort im Einzelfall sonstige öffentli-

che Belange nicht beeinträchtigt. 

 

In Abschnitt 7 können insbesondere folgende Grundsätze (G) relevant sein: 

7.1.3 Erhalt freier Landschaftsbereiche 
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(G) In freien Landschaftsbereichen sollen Infrastruktureinrichtungen mög-

lichst gebündelt werden. Durch deren Mehrfachnutzung soll die Bean-

spruchung von Natur und Landschaft möglichst vermindert werden. Un-

zerschnittene verkehrsarme Räume sollen erhalten werden. 

(G) Freileitungen, Windkraftanlagen und andere weithin sichtbare Bau-

werke sollen insbesondere nicht in schutzwürdigen Tälern und auf land-

schaftsprägenden Geländerücken errichtet werden. 

 

PV-Freiflächenanlagen können ihre Umgebung in Abhängigkeit von kon-

struktiver Ausführung und dem jeweiligen Standort mehr oder weniger 

stark optisch beeinträchtigen. Bodennahe, niedrige Modulanlagen sind 

dabei in der Regel einfacher in die Umgebung einzubinden als hohe Auf-

ständerungen oder gar eigens als Modulträger errichtete Gebäude. Insbe-

sondere in den Morgen- und Abendstunden ergibt sich durch steil aufra-

genden Elemente eine Fernwirkung. Im Rahmen der gemeindlichen Be-

bauungsplanung sind daher die einschlägigen Festsetzungsmöglichkeiten 

(z.B. Höhe der Module, Abstände, freizuhaltende Flächen, Gliederung in 

Teilflächen, Grüngliederungen, Einzäunung, Art und Maß der Eingrünung 

etc.) zur Sicherung einer bestmöglichen Einfügung sorgfältig zu prüfen 

und ggf. einzusetzen. Dabei sind auch die Anforderungen der baupla-

nungsrechtlichen Eingriffsregelung (s. Gl. Nr. 1.9.) zu berücksichtigen. 

 

Neben der Zulässigkeit des Standorts im Hinblick auf vorhandene Sied-

lungsstrukturen erfordert die Pflicht zur Anpassung an die Ziele der Raum-

ordnung, dass der jeweilige Standort im Einzelfall sonstige öffentliche Be-

lange, z.B. den Natur- und Bodenschutz, die Rohstoffsicherung oder die 

nachhaltige Landwirtschaft nicht beeinträchtigt. Es ist daher auch zu prüfen, 

ob weitere Ziele und Grundsätze des LEP und der Regionalpläne einschlä-

gig sind. 

 

Hinzuweisen ist auf die im Jahr 2019 eingeleitete Teilfortschreibung des 

LEP, durch welche sich Änderungen an den zitierten Festlegungen ergeben 

können sowie neue, relevante Festlegungen hinzutreten können. Diese sind 

ggf. auch während der Planaufstellung bereits als Erfordernisse der Raum-

ordnung in der Abwägung zu berücksichtigen. 
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Landesplanerische Überprüfungen erfolgen i. d. R. im Rahmen des erfor-

derlichen Bauleitplanverfahrens durch die Regierungen als höhere Landes-

planungsbehörden, die als Träger öffentlicher Belange zu beteiligen sind. 

Das Ergebnis wird in der landesplanerischen Stellungnahme mitgeteilt. In 

erheblich überörtlich raumbedeutsamen Einzelfällen (v.a. Vorhaben zu 

großflächigen PV-Freiflächenanlagen) kann die Durchführung eines Raum-

ordnungsverfahrens erforderlich sein. Für Vorhaben, die die Errichtung ei-

ner PV-Freiflächenanlage mit einer Fläche von 30 ha oder mehr zum Ge-

genstand haben, ist jedenfalls regelmäßig zu prüfen, ob der Anwendungs-

bereich des Raumordnungsverfahrens eröffnet ist. Gleichwohl sind aller-

dings immer der zugrundeliegende Einzelfall und die konkreten Umstände 

(insbesondere die Bedeutsamkeit/Schutzwürdigkeit der Landschaft) ent-

scheidend, weswegen auch unterhalb der genannten Flächengröße im Ein-

zelfall der Anwendungsbereich eines Raumordnungsverfahrens eröffnet 

sein kann und ein solches Verfahren durchzuführen ist. Im Raumordnungs-

verfahren werden gemäß Art. 24 Abs. 1 und 2 Satz 1 und 2 Bayer. Landes-

planungsgesetz (BayLplG) solche Vorhaben von erheblicher überörtlicher 

Raumbedeutsamkeit auf ihre Raumverträglichkeit überprüft, insbesondere 

auf ihre Übereinstimmung mit den Erfordernissen der Raumordnung und 

ihre Abstimmung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-

men. 

 

1.7. Sonstige Anforderungen an die Bauleitplanung 

Von besonderer Relevanz ist die bereits erläuterte Standortanalyse. Bau-

leitpläne für PV-Freiflächenanlagen müssen im Übrigen auf einer sachge-

rechten Abwägung der betroffenen öffentlichen und privaten Belange (§ 1 

Abs. 7 BauGB) beruhen und dürfen nicht in Widerspruch zu sonstigen öf-

fentlich-rechtlichen Vorschriften (z.B. Verordnungen über Landschafts-

schutzgebiete, Wasserschutzgebietsverordnungen) stehen. Insbesondere 

im Hinblick auf die naturschutzrechtlichen, wasserrechtlichen und boden-

schutzfachlichen Anforderungen besteht im Einzelfall durch das Vorsehen 

geeigneter Vermeidungsmaßnahmen die Möglichkeit, einen Widerspruch 

aufzulösen.  

 

Generell sind die allgemeinen Anforderungen nach §§ 1 und 1a BauGB zu 

berücksichtigen. Danach sind die Gemeinden verpflichtet, eine nachhaltige 
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städtebauliche Entwicklung – auch in Verantwortung für den allgemeinen 

Klimaschutz – zu gewährleisten (§ 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB), die den Belan-

gen der Baukultur sowie der Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes 

ebenso gerecht wird wie den Belangen des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege sowie der Nutzung erneuerbarer Energien (§ 1 Abs. 6 Nr. 5, 7 

BauGB). In den meisten Fällen empfiehlt es sich deshalb, dass die bauleit-

planende Gemeinde frühzeitig mit den Fachbehörden (etwa soweit Belange 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege betroffen sind mit der zustän-

digen unteren Naturschutzbehörde oder soweit Belange der Land- und 

Forstwirtschaft betroffen sind mit dem zuständigen Amt für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten) Kontakt aufnimmt und sich so über abwä-

gungsrelevante Gesichtspunkte informiert. 

 

Bei der Prüfung naturschutzrechtlicher Verbotstatbestände ist allerdings 

Folgendes zu berücksichtigen: Natur- bzw. artenschutzrechtliche Verbots-

tatbestände betreffen zwar - als Handlungsverbote – an sich nicht unmittel-

bar das Bauleitplanverfahren, sondern erst - nachgelagert – die konkrete 

Vorhabensrealisierung im Vollzug des Bauleitplans (z. B. im Baugenehmi-

gungsverfahren). 

 

Aus dem Gebot der Erforderlichkeit der Bauleitplanung (§ 1 Abs. 3 Satz 1 

BauGB) hat die Rechtsprechung aber eine Prüfpflicht bereits im Stadium 

der Bauleitplanung dahingehend abgeleitet, ob dem späteren Planvollzug 

unüberwindbare (umweltrechtliche) Hindernisse entgegenstehen; solche 

Bauleitpläne wären nämlich „vollzugsunfähig“ und damit unwirksam.  

 

Solche Hindernisse sind dann nicht anzunehmen, wenn eine sog. Aus-

nahme- oder Befreiungslage vorliegt bzw. im Rahmen der Vorhabenver-

wirklichung geschaffen werden kann (sog. „Hineinplanen in  eine Aus-

nahme- oder Befreiungslage“; s. hierzu: Planungshilfen p 20/21, S. 33 ff; 

dort auch zur – gesonderten – Behandlung von planungsfeststellungserset-

zenden bzw. vorhabenbezogenen Bebauungsplänen mit jeweils höherem 

Konkretisierungsgrad). Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Funktion ei-

ner Befreiung nach § 67 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) darin be-

steht, Lösungen für rechtliche Unausgewogenheiten zu bieten, die sich bei 

Normanwendung auf Grund besonderer Umstände des Einzelfalls ergeben. 
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Eine naturschutzrechtliche Befreiung kommt deshalb nur in Betracht, wenn 

ein atypischer Sonderfall vorliegt. Bei Konflikten mit Anordnungen in 

Schutzzonen von Wasserschutzgebieten oder Heilquellenschutzgebieten 

muss ebenfalls die mögliche Befreiungslage rechtzeitig wasserrechtlich ge-

prüft werden (Siehe LfU – Merkblatt 1.2/8 Planung und Errichtung von Frei-

flächen-Photovoltaikanlagen in Trinkwasserschutzgebieten). 

 

Für die sich aus der Anlage 1 ergebenden Verbotstatbestände sind die je-

weiligen rechtlichen Folgerungen wiederum in den Planungshilfen p 20/21, 

S. 35 ff. im Einzelnen aufgeführt.  

 

Zusammengefasst gilt Folgendes: 

o Fachplanungen bzw. Nutzungsregelungen sind generell in den 

Bauleitplanungen zu beachten und gemäß § 5 Abs. 4 Satz 1 und 

Abs. 4a Satz 1 bzw. § 9 Abs. 6 und 6a BauGB nachrichtlich zu über-

nehmen bzw. – soweit solche Festsetzungen erst in Aussicht ge-

nommen sind – zu vermerken. 

 

o Nationale Schutzgebiete aufgrund Naturschutzrecht: Die jeweili-

gen Verordnungen bzw. Erklärungen sind in den Bauleitplanungen 

zu beachten und gemäß § 5 Abs. 4 Satz 1 bzw. § 9 Abs. 6 BauGB 

nachrichtlich zu übernehmen. Speziell in Landschaftsschutzgebieten 

ist die Errichtung baulicher Anlagen grundsätzlich erlaubnispflichtig. 

Die Erlaubnis kann nur erteilt werden, wenn der Schutzzweck der 

Verordnung nicht entgegensteht und der Charakter des Gebiets 

nicht verändert wird. Kann eine Erlaubnis nicht erteilt werden, sind 

die Voraussetzungen einer Befreiung gemäß § 67 des Bundesnatur-

schutzgesetzes (BNatSchG) zu prüfen. Die Aufstellung von Bauleit-

plänen in naturschutzrechtlichen Schutzgebieten kann, auch wenn 

ein Bauverbot besteht, im Einzelfall in Betracht kommen, wenn nach 

der jeweiligen Verordnung eine Befreiung hiervon möglich ist, objek-

tiv eine Befreiungslage vorliegt und deshalb von einer Überwindung 

der Verbotsregelung ausgegangen werden kann (BVerwG, Urteil 

vom 17.12.2002 – 4 C.15.01 mwN). Eine Befreiungslage liegt aber 

insbesondere dann nicht vor, wenn die jeweilige Schutzgebietsver-



- 17 - 

 

ordnung durch die nach dem Bebauungsplan zulässigen Verände-

rungen des Schutzgebiets (teilweise) „funktionslos“ werden würde. 

Eine Befreiungslage setzt deshalb voraus, dass das Schutzgebiet in 

seiner Substanz unberührt bleibt und der Schutzzweck auch weiter-

hin erreicht werden kann. Sind diese Voraussetzungen gegeben, 

kann eine Befreiung erteilt werden, wenn dies aus Gründen des 

überwiegenden öffentlichen Interesses notwendig ist oder eine un-

zumutbare Belastung vorliegt (§ 67 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG). Dies 

setzt jedoch einen atypischen Einzelfall voraus. In Landschafts-

schutzgebieten, auch in Form von ehemaligen Schutzzonen in Na-

turparken, kann der Konflikt zwischen dem jeweiligen Schutzgebiet 

und der Nutzung von PV-Freiflächenanlagen gegebenenfalls auch 

durch eine Anpassung der Schutzgebietsverordnung erreicht wer-

den. Empfohlen wird die Einführung eines Zonierungskonzepts, das 

geeignete Standorte für die Errichtung von PV-Freiflächenanlagen 

ausweist. Zuständig für die Erarbeitung von Zonierungskonzepten 

sind die für den Erlass der jeweiligen Schutzgebietsverordnung zu-

ständigen Gebietskörperschaften. Der Verordnungsgeber hat durch 

eine entsprechende Änderung der Verordnung die Möglichkeit, die 

Errichtung von PV-Freiflächenanlagen im Landschaftsschutzgebiet 

gezielt so zu lenken, dass die Schutzwirkung des Landschafts-

schutzgebiets insgesamt erhalten bleibt. Der Verordnungsgeber hat 

damit ein Steuerungsinstrument, um die Errichtung von PV-Freiflä-

chenanlagen und Naturschutzbelange in Einklang zu bringen. Die 

Herausnahme der Fläche aus dem Landschaftsschutzgebiet ist da-

gegen in der Regel kein geeignetes Mittel, um Konflikte mit dem In-

halt der LSG-Verordnung zu lösen. Die mit der Errichtung der An-

lage verbundene Beeinträchtigung, beispielsweise des Landschafts-

bildes, wird dadurch oft nicht gelöst. Dies gilt auch für die damit ein-

hergehenden negativen Auswirkungen auf benachbarte Flächen, die 

innerhalb des Landschaftsschutzgebiets verbleiben. Darüber hinaus 

besteht insbesondere bei wiederholten Herausnahmen die Gefahr, 

dass es zu einer Zersplitterung des Schutzgebiets kommt. Deshalb 

sollten Herausnahmen zur Ermöglichung von Photovoltaikanlagen 

allenfalls in für die Substanz des Schutzgebiets nachrangigen Berei-

chen erfolgen (z.B. randliche Erweiterung). 
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o Gesetzliche geschützte Biotope: Ausnahme oder Befreiung von 

den Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG auf Antrag der Gemeinde 

nach § 30 Abs. 4 BNatSchG vor Aufstellung des Bebauungsplans. 

Für die Erteilung einer Ausnahme oder einer Befreiung müssen im 

jeweiligen Einzelfall die Voraussetzungen des Art. 23 Abs. 3 Bayer. 

Naturschutzgesetz (BayNatSchG), beziehungsweise des § 67 Abs. 

1 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG vorliegen. 

 

o Artenschutz: Differenzierung zwischen besonders geschützten 

Arten, die nicht europarechtlich geschützt sind einerseits und euro-

parechtlich geschützten Arten andererseits. Die Berücksichtigung 

des Artenschutzes erfolgt bei Arten, die nicht europarechtlich ge-

schützt sind ausschließlich im Rahmen der bauplanungsrechtlichen 

Eingriffsregelung (vgl. § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG, § 1a Abs. 3 

BauGB) und damit letztlich in der baurechtlichen Abwägung (vgl. § 

44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG). Anders verhält es sich dagegen bei 

europarechtlich geschützten Arten. Diese sind nicht der Abwägung 

zugänglich. Die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote i.S.v. § 44 

Abs. 1 BNatSchG sind hier zwingend zu beachten. § 44 Abs. 5 

BNatSchG sieht Beschränkungen der artenschutzrechtlichen Ver-

bote für Vorhaben im Sinne von § 18 Abs. 2 S. 1 BNatSchG vor. Un-

ter den Voraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG ist die Ertei-

lung einer einzelfallbezogenen Ausnahme von den Verboten des § 

44 BNatSchG möglich. Daneben kann im Einzelfall eine Befreiung 

nach § 67 Abs. 2 BNatSchG von den Verboten des § 44 BNatSchG 

erteilt werden. 

 

Zusammenfassend ist es für die kommunale Praxis insoweit gebo-

ten, unter möglichst frühzeitiger Beteiligung der örtlich zuständigen 

Naturschutzbehörde zu klären, ob und ggf. unter welchen Voraus-

setzungen die Bauleitplanung möglich ist, also sichergestellt werden 

kann, dass der Bauleitplan nicht wegen eines arten- bzw. natur-

schutzrechtlichen Verbots vollzugsunfähig und damit unwirksam 

sein wird. 
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Gemäß § 1 Abs. 6. Ziff. 8e BauGB heißt es: „Bei der Aufstellung der 

Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen: die Belange der 

Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser, einschließlich 

der Versorgungssicherheit“. Kommunen können eine Steuerungswir-

kung für EE-Anlagen ausüben und bei der Ausweisung von Flächen 

für Freiflächen PVA / WEA maximale Leistungen (z.B. durch die Be-

grenzung der ausgewiesenen Fläche) vorgeben, die errichtet / ange-

schlossen werden sollen. Größere Anschlussleistungen könnten mit 

einem Gebot für die Errichtung eines Batteriespeichers zur Reduk-

tion der Einspeiseleistung verbunden werden. Dafür ist zunächst 

eine Abstimmung mit dem örtlichem VNB nötig, der integrierbare 

Leistung vorab der Verwaltung meldet, beispielsweise im Rahmen 

der Erarbeitung von Energienutzungsplänen. 

 

1.8. Rückbau von PV-Freiflächenanlagen / Vorhabenbezogener Bebauungs-

plan 

Nach heutigem Erkenntnisstand beträgt die Nutzungs- und Lebens-

dauer von PV-Freiflächenanlagen mindestens 20 Jahre. Ob und in 

welcher Form vergleichbare Anlagen zu einem späteren Zeitpunkt 

auf diesen Standorten weitergeführt werden, wird vor dem Hinter-

grund der Entwicklung auf dem Energiesektor sowie im Hinblick auf 

die Herstellungskosten und die Ausgestaltung der künftigen Förder-

politik entschieden. Wenn ein wirtschaftlicher Weiterbetrieb des 

Standortes dann nicht mehr gegeben ist, besteht die Gefahr, dass 

die PV-Freiflächenanlage nicht zurückgebaut wird.   

 

Um den Rückbau einer PV-Freiflächenanlage rechtlich abzusichern 

kann sich die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungs-

plans nach § 12 BauGB empfehlen. Die Gemeinde kann im beglei-

tenden Vorhaben- und Erschließungsplan mit Durchführungsvertrag 

die Verpflichtung zum Rückbau der Anlage vereinbaren. Die Ver-

pflichtung kann über Bürgschaften, Dienstbarkeiten oder ähnliches 

gesichert werden. Darüber hinaus bietet der vorhabenbezogene Be-

bauungsplan eine Vielzahl weiterer Vorteile und Gestaltungsmög-
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lichkeiten. So ist die Gemeinde – im Gegensatz zur Angebotspla-

nung - nicht an den abschließenden Festsetzungskatalog des § 9 

BauGB gebunden, sondern kann projektbezogen ergänzende Rege-

lungen aufnehmen. Sie hat zudem die Möglichkeit, den Planungs-

aufwand und die Planungskosten für eine Maßnahme, die vorrangig 

den Interessen eines einzelnen Investors dient, diesem ganz oder 

teilweise zu übertragen. Die Planungshoheit bleibt jedoch auch in 

diesem Fall uneingeschränkt bei der Gemeinde. Das Ergebnis des 

notwendigen Bauleitplanverfahrens kann und darf durch vertragliche 

Regelungen nicht vorweggenommen werden (zum vorhabenbezoge-

nen Bebauungsplan vgl. i. ü. Planungshilfen für die Bauleitplanung p 

20/21; Kap. I 2 Nr. 11, S. 11-12).   

 

Rechtlich problematisch ist hingegen die Konstellation, eine Rück-

bauverpflichtung mittels zeitlicher Befristung der Festsetzungen im 

Bebauungsplan (§ 9 Abs. 2 BauGB) in Verbindung mit einer Dul-

dungsverpflichtung (§ 179 Abs. 1 BauGB) durchsetzen zu wollen. 

Nach § 9 Abs. 2 BauGB kann bereits bei Aufstellung des Bebau-

ungsplans die zulässige Nutzung nur für eine – ggf. mit dem Anla-

genbetreiber abgestimmte - Zeitdauer zugestanden und die von der 

Gemeinde gewünschte Folgenutzung festgesetzt werden. Aus be-

fristeten Festsetzungen nach § 9 Abs. 2 BauGB folgt eine Rückbau-

verpflichtung für den Investor jedoch nicht unmittelbar. Vielmehr be-

darf es zur Durchsetzung einer gesonderten Anordnung (Duldungs-

verpflichtung nach § 179 Abs. 1 BauGB). In der Praxis erweist sich 

die hoheitliche Durchsetzung solcher Duldungsverpflichtungen auf-

grund der grundsätzlich gegebenen Rechtschutzmöglichkeiten und 

ggf. der Entschädigungsproblematik (vgl. § 179 Abs. 3 BauGB) als 

durchaus schwierig. Es ist deshalb zu empfehlen, Rückbauverpflich-

tungen durch die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungs-

plans in Verbindung mit den begleitenden städtebaulichen Verträgen 

zu vereinbaren (s.o.). Letztere sind auch im Vorgriff und Rahmen ei-

nes herkömmlichen (Angebots-) Bebauungsplans möglich. Die Mög-

lichkeit städtebauliche Verträge zu schließen ist für Kommunen nach 
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§ 11 Abs. 1 Satz 1 BauGB nicht begrenzt. Auch die Möglichkeit Ent-

siegelung und Rückbau in derartigen Plänen vorzusehen, besteht 

grundsätzlich uneingeschränkt.  

 

Für die Zeit nach dem erfolgten Rückbau einer PV-Freiflächenan-

lage kann bereits im Bebauungsplan eine Folgenutzung im Sinne 

des § 9 Abs. 2 BauGB festgesetzt werden. Zwar fehlt eine entspre-

chende Regelung für Flächennutzungspläne in § 5 BauGB. Doch ist 

§ 5 Abs. 2 BauGB zum einen nicht abschließend formuliert und auch  

muss zum anderen hier eine entsprechende Darstellung über eine 

Folgenutzung bereits möglich sein, sonst könnte dem Entwicklungs-

gebot in Fällen einer Folgefestsetzung auf Bebauungsplanebene 

nicht entsprochen werden.  

 

Bei einer dauerhaften Nutzungsaufgabe der PV-Freiflächenanlage 

kann auch eine landwirtschaftliche Anschlussnutzung durch entspre-

chende Vereinbarungen im Durchführungsvertrag zwischen Kom-

mune und Vorhabenträger sichergestellt werden (s.o.). Nach einem 

Rückbau der Anlage können die Flächen grundsätzlich (wieder) un-

eingeschränkt landwirtschaftlich genutzt werden. Aus agrarstruktu-

reller Sicht sollte bevorzugt eine möglichst uneingeschränkte land-

wirtschaftliche Nutzung erfolgen, um den Erhalt wertvoller landwirt-

schaftlicher Nutzflächen sicherzustellen und den Flächenentzug für 

die Landwirtschaft möglichst gering zu halten. Ausgehend von einer 

vor der PV-Nutzung praktizierten landwirtschaftliche Nutzung han-

delt es sich im Kern eben nicht um eine Folgenutzung, sondern um 

die Wiederaufnahme der ursprünglichen Bewirtschaftung. Das Be-

wirtschaftungs- bzw. Pflege- und Ausgleichskonzept für die Zeit der 

Nutzung der Fläche als PV-Anlage ist aus agrarstruktureller Sicht 

auf die Wiederaufnahme einer möglichst ungestörten landwirtschaft-

lichen Nutzung möglichst im Umfang der ursprünglich in Anspruch 

genommenen Fläche auszurichten. Es ist zudem ausgeschlossen, 

dass während der Zeit der Nutzung als PV-Anlage Dauergrünland 

entsteht, für das das Umwandlungsverbot nach Art. 3 Abs. 4 Satz 1 

Nr. 1 BayNatSchG gilt (s. u.). Dieses ist nur dann einschlägig, wenn 

eine Fläche dauerhaft als Wiese, Mähweide oder Weide genutzt 
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wird. Das Verbot setzt eine landwirtschaftliche Nutzung der Fläche 

voraus. Bei Photovoltaik-Freiflächenanlagen, die vorrangig der Er-

zeugung von Strom aus Sonnenenergie dienen und bei denen Be-

weidung oder Mahd zur Pflege der Anlagefläche erfolgt (Ausnahme 

Agri-PV-Anlagen – weitere Ausführungen hierzu vgl. Gl. Nr. 3.3.) 

liegt eine solche landwirtschaftliche Nutzung nicht vor. Nach Entfer-

nung der PV-Anlage von der Fläche kann diese daher frühestens 

nach einer mindestens fünfjährigen landwirtschaftlichen (Nach-)Nut-

zung als Wiese, Mähweide oder Weide fünf Jahren zu Dauergrün-

land im Sinne des Art. 3 Abs. 4 Satz 2 BayNatSchG werden. 

 

Für etwaige Folgenutzungen sind die einschlägigen Vorschriften des 

Naturschutzrechts zu beachten: so u. a. Bestimmungen zum Schutz 

bestimmter Landschaftsteile gemäß Art. 16 BayNatSchG sowie des 

gesetzlichen Biotopschutzes gemäß § 30 BNatSchG in Verbindung 

mit Art. 23 BayNatSchG. Insbesondere für den Fall, dass sich die 

Anlagenfläche zu einem arten- und strukturreichen Dauergrünland 

im Sinne des Art. 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 BayNatSchG entwickelt hat, 

sind die Verbote des § 30 Abs. 2 BNatSchG zu beachten. Ferner 

können Bestimmungen des Artenschutzes (vgl. §§ 44 und 45 

BNatSchG) relevant werden. Insbesondere für den Fall, dass sich 

während der Betriebsphase besonders oder streng geschützte Arten 

auf der Anlagenfläche ansiedeln, sind die Verbote des § 44 Abs. 1 

BNatSchG zu beachten. Im Einzelfall ist unter den naturschutzrecht-

lichen Ausnahmevoraussetzungen des Art. 23 Abs. 3 BayNatSch 

bzw. des § 45 Abs. 7 BNatSchG die Erteilung einer einzelfallbezoge-

nen Ausnahme von den Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG bzw. 

des § 44 BNatSchG möglich. Daneben kann im Einzelfall eine Be-

freiung nach § 67 Abs. 2 BNatSchG von den genannten Verboten 

erteilt werden. Diese gesetzlichen Vorgaben müssen im Hinblick auf 

die Folgenutzung der Fläche nach Rückbau einer PV-Freiflächenan-

lage beachtet werden.  
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1.9. Bauplanungsrechtliche Eingriffsregelung 

a) Einleitung 

Gemäß § 1a BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraus-

sichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes so-

wie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in sei-

nen in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a bezeichneten Bestandteilen (Ein-

griffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) in der Abwä-

gung nach § 1 Abs. 7 zu berücksichtigen. Erhebliche Beeinträchti-

gungen des Landschaftsbildes und des Naturhaushalts und die da-

für erforderlichen Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen werden 

grundsätzlich getrennt voneinander ermittelt.  

 

Die folgenden Hinweise zur Berücksichtigung der naturschutzrechtli-

chen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung erfolgen mit Blick auf 

die Fortschreibung des Leitfadens „Bauen im Einklang mit Natur und 

Landschaft“. Dieser versteht sich als Orientierungshilfe für eine fach-

lich und rechtlich abgesicherte, aber auch zügige Anwendung der 

Eingriffsregelung in der Bauleitplanung. Er wird den Gemeinden zur 

eigenverantwortlichen Anwendung empfohlen. Es steht ihnen aber 

auch frei, andere sachgerechte und nachvollziehbare Methoden an-

zuwenden. Ein gesetzlich vorgeschriebenes Bewertungsverfahren 

fehlt, denn die Regelungen der Bayerischen Kompensationsverord-

nung (BayKompV) vom 7. August 2013 (GVBl. S. 517) gelten man-

gels Regelungskompetenz Bayerns für die baurechtliche Eingriffsre-

gelung nicht. 

 

Durch die Fortschreibung des Leitfadens soll stärker als bisher die 

Qualität der Eingriffs- und Ausgleichsfläche und weniger die Quanti-

tät in Ansatz gebracht werden können. Zudem sollen Bewertungs-

elemente der BayKompV für die baurechtliche Eingriffsregelung 

nutzbar gemacht werden, ohne aber die bisherige Struktur des Leit-

fadens grundsätzlich zu verändern. Der überarbeitete Leitfaden baut 

auf dem Leitfaden von 2003 auf. 
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Da die bauliche Nutzung durch PV-Freiflächenanlagen von einer Be-

bauung mit Gebäuden (einschl. deren Erschließung) deutlich ab-

weicht, werden für die Bewältigung der Eingriffsregelung bei PV-

Freiflächenanlagen spezifische Hinweise gegeben. Diese gelten 

ausschließlich für Bauleitplanverfahren zu PV-Freiflächenanlagen. 

 

b) Vermeidung und Ausgleich Naturhaushalt 

Vor der Ermittlung des Ausgleichsbedarfs wird geprüft, ob erhebliche Be-

einträchtigungen durch geeignete Maßnahmen soweit wie möglich ver-

mieden werden können. Vermeidungsmaßnahmen sind rechtlich verbind-

lich zu sichern (z.B. festgesetzt nach § 9 BauGB oder vertraglich verein-

bart nach § 11 BauGB) und ihre positiven Wirkungen prognostisch quanti-

fiziert und qualifiziert im Rahmen der Eingriffsregelung zu bewerten. 

 

aa) Grundsätzliche Vermeidungsmaßnahmen  

- Standortwahl unter Beachtung der Standorteignung (s. Anlage Aus-

schluss- und Restriktionsflächen)  

- Keine Überplanung naturschutzfachlich wertvoller Bereiche (z.B. amtlich 

kartierte Biotope, Bodendenkmäler und Geotope, Böden mit sehr hoher 

Bedeutung als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte gemäß § 2 Bun-

desbodenschutzgesetz - BBodSchG) 

- 15 cm Abstand des Zauns zum Boden bzw. anderweitige Zäunungen, 

durch die dieselbe Durchlässigkeit für Klein- und Mittelsäuger etc. ge-

währleistet werden kann 

- Fachgerechter Umgang mit Boden gemäß den bodenschutzgesetzlichen 

Vorgaben 

 

bb) Vermeidung durch ökologische Gestaltungs- und Pflegemaßnahmen 

Durch ökologisch hochwertige Gestaltungs- und Pflegemaßnahmen auf 

der Anlagenfläche können erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaus-

halts minimiert werden. Werden die Gestaltungs- und Pflegemaßnahmen 

im Optimalfall flächendeckend umgesetzt, können erhebliche Beeinträch-

tigungen des Naturhaushalts komplett vermieden werden.  

Unter ökologisch hochwertig gestalteten und gepflegten PV-Freiflächen-

anlagen sind grundsätzlich Anlagen zu verstehen, auf denen ein extensiv 

genutztes, arten- und blütenreiches Grünland entwickelt und gepflegt 
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wird, das sich in Arten- und Strukturausstattung am Biotoptyp „Mäßig ex-

tensiv genutztes, artenreiches Grünland“ (= BNT G212) orientiert (s. a. 

Gl. Nr. 1.8. zur Nachnutzung). Darüber hinaus sind ergänzende Maßnah-

men zur Einbindung in die Landschaft in Abhängigkeit von den konkreten 

örtlichen Verhältnissen erforderlich (s. c Vermeidung und Ausgleich Land-

schaftsbild). 

 

Für die Entwicklung und Pflege von arten- und blütenreichem Grünland 

sind folgende Maßgaben zu beachten: 

o Grundflächenzahl (= GRZ = Maß der baulichen Nutzung) ≤ 0,5  

o zwischen den Modulreihen mind. 3 m breite besonnte Streifen  

o Modulabstand zum Boden mind. 0,8 m 

o Begrünung der Anlagenfläche unter Verwendung von Saatgut aus 

gebietseigenen Arten bzw. lokal gewonnenen Mähgut,  

o keine Düngung,  

o kein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln,  

o 1- bis 2- schürige Mahd (Einsatz von insektenfreundlichen Mäh-

werk, Schnitthöhe 10 cm) mit Entfernung des Mähguts oder/auch 

o standortangepasste Beweidung oder/auch 

o Kein Mulchen 

Die Erfolgsaussichten für die dauerhafte Etablierung und den Erhalt von 

extensiv genutztem, artenreichen Grünland hängt maßgeblich von den 

örtlichen Standortbedingungen sowie einer standortgerechten Pflege ab. 

Insbesondere kann sich eine arten- und blütenreiche Vegetation nur bei 

passender Nährstoffversorgungssituation einstellen. Bei Standorten, auf 

denen der Boden aufgrund der vorherigen Nutzung als Acker oder inten-

siv genutztes Grünland hohe Nährstoffvorräte besitzt, wird dies ggf. wäh-

rend der Entwicklungsphase zusätzliche Mahddurchgänge im Sinne von 

Schröpfschnitten erfordern.   

Bei Einhaltung dieser Maßgaben und Umsetzung der genannten Maß-

nahmen kann, wenn der Ausgangszustand der Anlagenfläche gemäß Bi-

otopwertliste als „intensiv genutzter Acker“ (BNT A11 gemäß Biotopwert-

liste) und/oder „intensiv genutztes Grünland“ (BNT G11 gemäß Bio-

topwertliste) einzuordnen ist, davon ausgegangen werden, dass i.d.R. 

keine erheblichen Beeinträchtigungen des Naturhaushalts verbleiben. In 

diesen Fällen entsteht kein Ausgleichsbedarf. 
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cc) Ermittlung des Ausgleichsbedarfs 

Können die Maßgaben dagegen nur teilweise eingehalten und die Maß-

nahmen nur teilweise umgesetzt werden, ist der Ausgleichsbedarf zu er-

mitteln und um die durch ökologischen Gestaltungs- und Pflegemaßnah-

men erreichbare Vermeidung zu reduzieren.   

Die Bestimmung des rechnerisch ermittelbaren Ausgleichsbedarfs erfolgt 

nach der Methodik des Leitfadens „Bauen im Einklang mit Natur und 

Landschaft“. Hierfür sind folgende Größen relevant: 

o Eingriffsfläche  

o Ausgangszustand der Eingriffsfläche (Wertpunkte entsprechend na-

turschutzfachlicher Bedeutung) 

o Eingriffsschwere 

 

Folgende Definitionen gelten hierfür: 

Eingriffsfläche = Geltungsbereich des Bebauungsplans 

Ausgangszustand der Eingriffsfläche: Für die Bestimmung des Ausgangs-

zustands der Eingriffsfläche sind die vorhandenen Biotop- und Nutzungs-

typen (BNT) gemäß Biotopwertliste zu erfassen. Diese werden nach den 

folgenden Kriterien bewertet: 

 BNT ohne naturschutzfachliche Bedeutung gem. Biotopwertliste wer-

den mit 0 Wertpunkten (WP) bewertet. 

 BNT mit einer geringen naturschutzfachlichen Bedeutung gem. Bio-

topwertliste (1-5 WP) werden pauschal mit 3 WP bewertet;  

 BNT mit einer mittleren naturschutzfachlichen Bedeutung gem. Bio-

topwertliste (6-10 WP) werden pauschal mit 8 WP bewertet. 

 BNT mit einer hohen naturschutzfachlichen Bedeutung werden mit 

den jeweiligen Wertpunkten gem. Biotopwertliste (11 – 15 WP) bewer-

tet. 

Eingriffsschwere = Maß der baulichen Nutzung = Beeinträchtigungsfaktor  

Für BNT geringer oder mittlerer naturschutzfachlicher Bedeutung: Beein-

trächtigungsfaktor = Grundflächenzahl (= GRZ)  

Für BNT hoher naturschutzfachlicher Bedeutung: Beeinträchtigungsfaktor 

= 1 
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Der rechnerisch ermittelbare Ausgleichsbedarf ergibt sich durch fol-

gende Rechnung: 

Eingriffsfläche x Wertpunkte BNT der Eingriffsfläche im Ausgangs-

zustand x Beeinträchtigungsfaktor  

 

Nach Feststellung des Ausgleichsbedarfs ist dieser gemäß der erreichba-

ren Vermeidung zu reduzieren. Die erheblichen Beeinträchtigungen des 

Naturhaushalts bei PV-Freiflächenanlagen können in der Regel durch die 

vielfältigen Maßnahmen und Möglichkeiten weitestgehend vermieden 

werden. Dabei wird empfohlen, die technische Lösung für die Gestaltung 

der PV-Anlage, insbesondere mit Blick auf die Wirtschaftlichkeit und einer 

besseren Vereinbarkeit mit der landwirtschaftlichen Nutzung der Projekt-

fläche, zu berücksichtigen und ggf. anzupassen. 

Im Regelfall wird davon ausgegangen, dass über den rechnerisch ermit-

telten Ausgleichsbedarf auch die Beeinträchtigungen der Funktionen der 

nicht flächenbezogenen Merkmale und Ausprägungen des Schutzguts Ar-

ten und Lebensräume sowie der Schutzgüter biologische Vielfalt, Boden 

und Fläche, Wasser, Klima und Luft mit abgedeckt werden. 

Wenn in Abweichung vom Regelfall die Beeinträchtigung eines biotischen 

oder abiotischen Schutzguts nicht im erforderlichen Maß durch den rech-

nerisch ermittelten Ausgleichsbedarf für das Schutzgut Arten und Lebens-

räume abgedeckt wird, ist für das jeweils konkret betroffene Schutzgut 

der zusätzliche Ausgleichsbedarf verbal-argumentativ zu ermitteln. 

 

dd) Ausgleichsmaßnahmen 

Als Ausgleichsmaßnahmen, die sich innerhalb bzw. im direkten Umfeld 

der Anlagenfläche umsetzen lassen, kommen insbesondere in Betracht: 

 

(1) Ausgleichsmaßnahmen zur Deckung des rechnerisch ermittelten Be-

darfs (in Wertpunkten): 

 Herstellung und Entwicklung von flächigen Biotopstrukturen mit hoch-

wertigen BNT gemäß Biotopwertliste als Zielzustand 

 Umsetzung von Maßnahmen entsprechend LfU-Arbeitshilfe Produkti-

onsintegrierte Kompensationsmaßnahmen (Bayerische Kompensati-

onsverordnung (BayKompV) - Arbeitshilfe Produktionsintegrierte 

https://www.bestellen.bayern.de/application/eshop_app000005?SID=571635107&ACTIONxSESSxSHOWPIC(BILDxKEY:%27lfu_nat_00321%27,BILDxCLASS:%27Artikel%27,BILDxTYPE:%27PDF%27)
https://www.bestellen.bayern.de/application/eshop_app000005?SID=571635107&ACTIONxSESSxSHOWPIC(BILDxKEY:%27lfu_nat_00321%27,BILDxCLASS:%27Artikel%27,BILDxTYPE:%27PDF%27)
https://www.bestellen.bayern.de/application/applstarter?APPL=eshop&DIR=eshop&ACTIONxSETVAL(artdtl.htm,APGxNODENR:34,AARTxNR:lfu_nat_00321,AARTxNODENR:349507,USERxBODYURL:artdtl.htm,KATALOG:StMUG,AKATxNAME:StMUG,ALLE:x)=X
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Kompensationsmaßnahmen (PIK) - Publikationsshop der Bayerischen 

Staatsregierung (bayern.de) 

 

(2) Ausgleichsmaßnahmen zur Deckung des verbal-argumentativ ermit-

telten Bedarfs: 

 Bereitstellung von Sonderstrukturen wie Totholzhaufen, Steinschüt-

tungen, Offenbodenstandorte und Flachwassertümpeln auf beweide-

ten Flächen bzw. im Bereich größerer, offener Wiesen. 

 Anbringen von Spezialnisthilfen im Bereich der Gehölze im Umfeld 

(insb. Vogelnistkästen) 

 

c) Vermeidung und Ausgleich Landschaftsbild 

aa) Grundsätzliche Vermeidungsmaßnahmen  

Aufgrund ihrer technischen Gestalt sind PV-Freiflächenanlagen land-

schaftsfremde Objekte, die das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen 

können. Die entscheidenden Kriterien für das Ausmaß an erheblichen Be-

einträchtigungen sind der Wirkraum, der durch die Sichtbarkeit der An-

lage in der Landschaft (Fern- und Nahsicht) bestimmt wird und der natur-

schutzfachliche Wert des Schutzguts Landschaftsbild in diesem Wirkraum 

unter Einbezug etwaiger Vorbelastungen. Diese Beeinträchtigungen gilt 

es soweit wie möglich zu vermeiden, dafür ist die Standortwahl das zent-

rale Instrument. Grundsätzlich ist die Standortwahl daher unter Beach-

tung der ausschließenden bzw. einschränkenden Kriterien (s. Anlage) zu 

treffen. Eine aktive räumliche und planerische Steuerungsmöglichkeit 

können Kommunen durch Erarbeitung eines städtebaulichen Standort-

/Entwicklungskonzepts (s. Rundschreiben Kap. 1.2 ff.) nutzen.  

 

Zusätzlich sollten folgende Vermeidungsmaßnahmen in die Planung mit-

einbezogen werden: 

- Erhalt wertvoller Landschaftselemente (z.B. Einzelbäume) und Biotop-

strukturen auf der bzw. angrenzend an die Anlagenfläche 

- Aussparen von Teilflächen von der Überbauung im Sinne einer optischen 

Gliederung 

- Anordnung der Module unter Rücksichtnahme auf Topographie und vor-

handenes Relief 

https://www.bestellen.bayern.de/application/applstarter?APPL=eshop&DIR=eshop&ACTIONxSETVAL(artdtl.htm,APGxNODENR:34,AARTxNR:lfu_nat_00321,AARTxNODENR:349507,USERxBODYURL:artdtl.htm,KATALOG:StMUG,AKATxNAME:StMUG,ALLE:x)=X
https://www.bestellen.bayern.de/application/applstarter?APPL=eshop&DIR=eshop&ACTIONxSETVAL(artdtl.htm,APGxNODENR:34,AARTxNR:lfu_nat_00321,AARTxNODENR:349507,USERxBODYURL:artdtl.htm,KATALOG:StMUG,AKATxNAME:StMUG,ALLE:x)=X
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Gelingt mangels vorhandener Landschaftsstrukturen die Einbindung der 

PV-Freiflächenanlage in die Landschaft nicht vollständig, können die er-

heblichen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes ggf. nicht vollständig 

vermieden werden und sind dann auszugleichen.  

 

bb) Ermittlung des Ausgleichsbedarfs 

Der Ausgleichsbedarf für das Schutzgut Landschaftsbild wird aufgrund 

der sehr spezifischen Eigenart dieses Schutzguts immer gesondert ver-

bal-argumentativ ermittelt. 

Der Ausgleichsbedarf bemisst sich an Art und Umfang der beeinträchtig-

ten Funktionen des Landschaftsbildes. Ausgeglichen ist eine Beeinträchti-

gung, wenn und sobald das Landschaftsbild landschaftsgerecht wieder-

hergestellt oder neugestaltet ist. 

 

cc) Ausgleichsmaßnahmen 

Bei den PV-Freiflächenanlagen werden i.d.R. Maßnahmen benötigt, 

durch die die Neugestaltung des Landschaftsbildes an Ort und Stelle ge-

lingt und eine entsprechende Einbindung der Anlage in die Landschaft si-

chert. Hierfür sind naturnahe Strukturelemente einzubringen: 

o Pflanzung von Gehölzen bzw. einer Hecke zur Eingrünung 

Für das Pflanzgut sind ausschließlich gebietseigene Arten zu ver-

wenden. 

o Herstellung von weiteren naturnahen Strukturelementen wie z.B. 

blütenreiche Säume im Randbereich der Anlagefläche 

 

Ausgleichsmaßnahmen für das Schutzgut Landschaftsbild können zu-

gleich als Ausgleichsmaßnahmen für das Schutzgut Arten- und Lebens-

räume angerechnet werden, sofern sie die erforderlichen Voraussetzun-

gen erfüllen (insbesondere entsprechend LfU-Arbeitshilfe Produktionsin-

tegrierte Kompensationsmaßnahmen).  

 

Die Frage, welcher Ausgleich letztlich festgesetzt wird, ist nach § 1a Abs. 

3 Satz 1 BauGB aufgrund einer umfassenden Abwägung zu entscheiden. 

Wenn und soweit sich die Maßnahmen außerhalb der Eingriffsregelung 

auch auf andere Belange auswirken, sind sie bei der Abwägung auch je-

ner Belange zu berücksichtigen.  
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2. Energierechtliche und energiewirtschaftliche Fragestellungen 

Für solche PV-Freiflächenanlagen, deren Betreiber eine Förderung nach 

dem Erneuerbare-Energien-Gesetz 2021 (EEG) erhalten, sieht das EEG ei-

nen abschließenden Flächenkatalog vor. Einige der Erwägungen, die eine 

Gemeinde bei der Auswahl von Flächen für PV-Freiflächenanlagen leiten 

können, lagen auch der Ausgestaltung dieses Flächenkataloges zugrunde.  

 

Betreiber von PV-Freiflächenanlagen mit einer installierten Leistung von 

mehr als 750 Kilowatt haben nur dann gegen den Netzbetreiber einen An-

spruch auf die Marktprämie, solange und soweit eine von der Bundesnetza-

gentur im Rahmen der Ausschreibungen für Solaranlagen des ersten Seg-

mentes ausgestellte Zahlungsberechtigung wirksam ist (§ 22 Abs. 3 EEG). 

Bei diesen Ausschreibungen können nur Gebote für PV-Freiflächenanlagen 

abgegeben werden, die auf einer der im Katalog des § 37 Abs. 1 Nr. 2 EEG 

genannten Flächen errichtet werden sollen. Gefördert werden können nach 

diesem Katalog unter anderem PV-Freiflächenanlagen auf einer Fläche,  

 die zum Zeitpunkt des Beschlusses über die Aufstellung oder Än-

derung des Bebauungsplans bereits versiegelt war,  

 eine Konversionsfläche aus wirtschaftlicher, verkehrlicher, woh-

nungsbaulicher oder militärischer Nutzung war, oder 

 längs von Autobahnen oder Schienenwegen lag, wenn die PV-

Freiflächenanlage in einer Entfernung bis zu 200 Meter, gemes-

sen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet wer-

den und innerhalb dieser Entfernung ein längs zur Fahrbahn gele-

gener und mindestens 15 Meter breiter Korridor freigehalten wer-

den soll. 

 

Die Landesregierungen können zudem im Rahmen einer Rechtsverordnung 

festlegen, dass für ihr Landesgebiet Gebote für PV-Freiflächenanlagen be-

rücksichtigt werden können, deren Flurstücke zum Zeitpunkt des Beschlus-

ses über die Aufstellung oder Änderung des Bebauungsplans als Ackerland 

oder Grünland genutzt worden sind und in einem benachteiligten Gebiet la-

gen. Von dieser Möglichkeit hat die Bayerisches Staatsregierung Gebrauch 

gemacht und festgelegt, dass in Bayern pro Kalenderjahr maximal 200 PV-
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Freiflächenanlagen auf Acker- und Grünlandflächen in benachteiligten Ge-

bieten im Rahmen der Ausschreibungen bezuschlagt werden können (§ 1 

Verordnung zur Ausführung energiewirtschaftlicher Vorschriften - AVEn).  

 

Betreiber von PV-Freiflächenanlagen mit einer installierten Leistung von bis 

zu 750 Kilowatt benötigen für den Anspruch auf die Marktprämie bzw. eine 

Einspeisevergütung (bei Anlagen mit einer installierten Leistung von bis zu 

100 Kilowatt möglich) hingegen keinen Zuschlag bei den Ausschreibungen. 

Die Flächenkulisse richtet sich für diese Anlagen nach § 48 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 2 und 3 EEG und entspricht zum großen Teil der Flächenkulisse für An-

lagen mit einer installierten Leistung von über 750 Kilowatt. Die Öffnung auf 

Acker- und Grünlandflächen in benachteiligten Gebieten gilt für Anlagen bis 

einschließlich 750 Kilowatt allerdings nicht.  

 

Auch sogenannte Agri-PV-Anlagen und schwimmende PV-Anlagen (s. Gl. 

Nr. 3.2 und Gl. Nr. 3.3) sowie Solaranlagen auf Parkplatzflächen (die aber 

in der Regel nicht im Außenbereich liegen werden) können nach dem EEG 

gefördert werden, soweit sie die Voraussetzungen der Flächenkulisse nach 

§ 48 Abs. 1 EEG (Anlagen mit einer installierten Leistung bis einschließlich 

750 Kilowatt) bzw. § 37 Abs. 1 EEG (Anlagen mit einer installierten Leistung 

über 750 Kilowatt) erfüllen. Für Anlagen über 750 Kilowatt bedarf es zudem 

eines Zuschlages im Rahmen der Ausschreibungen für Solaranlagen des 

ersten Segmentes (s. oben). 

 

Darüber hinaus gehören „Solaranlagen auf Ackerflächen bei gleichzeitigem 

Nutzpflanzenanbau auf der Fläche“, „Solaranlagen auf Gewässern“ sowie 

„Solaranlagen auf Parkflächen“ zu den besonderen Solaranlagen im Sinne 

von § 2 Nr. 1a Innovationsausschreibungsverordnung (InnAusV), für die 

zum 1. April 2022 vorbehaltlich der noch ausstehenden beihilferechtlichen 

Genehmigung ein Sondervolumen von 150 Megawatt in den Innovations-

ausschreibungen vorgesehen ist und für die gemäß § 16 Abs. 2 InnAusV 

die Flächenkulisse gemäß § 37 EEG nicht anzuwenden ist. Die Bundes-

netzagentur hat gemäß § 15 InnAusV zum 1. Oktober 2021 die Vorausset-

zungen festgelegt, die an diese besonderen Solaranlagen zu stellen sind 

((ITBONN01D467-20210922145733 (bundesnetzagentur.de).  

 

https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Energie/Unternehmen_Institutionen/Ausschreibungen/Innovations/GezeichneteFestlegungOktober2021.pdf?__blob=publicationFile&v=3


- 32 - 

 

Gemäß § 6 Abs. 3 EEG dürfen vorbehaltlich der noch ausstehenden beihil-

ferechtlichen Genehmigung der Vorschrift bei Freiflächenanlagen den be-

troffenen Gemeinden Beträge von insgesamt 0,2 Cent pro Kilowattstunde 

für die tatsächlich eingespeiste Strommenge angeboten werden. Als betrof-

fen gelten Gemeinden, auf deren Gemeindegebiet sich die Freiflächenanla-

gen befinden. Gemäß § 6 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EEG darf die Vereinbarung 

vor der Genehmigung der Freiflächenanlage, jedoch nicht vor dem Be-

schluss des Bebauungsplans geschlossen werden. Welcher konkrete Zeit-

punkt für den Beschluss des Bebauungsplans heranzuziehen ist, ist gericht-

lich noch nicht geklärt. Aus Gründen der Rechtssicherheit wird empfohlen 

auf den Satzungsbeschluss abzustellen. Angebote zum Abschluss einer 

solchen Vereinbarung (§ 6 Abs. 4 Satz 3 EEG) dürften nach diesen ersten 

Rechtsauffassungen zu diesem Zeitpunkt jedoch wohl zulässig sein.  
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3. Fragestellungen im Einzelfall 

 

3.1. PV-Freiflächenanlagen auf Straßengrundstücken und neben Bundes-

autobahnen    

a) Hinsichtlich PV-Freiflächenanlagen auf Flächen neben Bundesautobahnen 

und auf den Straßengrundstücken ist auf Folgendes hinzuweisen: PV-Frei-

flächenanlagen Dritter auf Straßengrundstücken, die nicht vom Straßenbau-

lastträger betrieben werden, unterliegen nicht dem Fachplanungsvorbehalt 

nach § 38 BauGB; ihre bauplanungsrechtliche Zulässigkeit richtet sich regel-

mäßig nach § 35 BauGB. Aufgrund der öffentlich-rechtlichen Widmung als 

Straßenfläche sind diese Grundstücke allerdings der gemeindlichen Bauleit-

planung entzogen. Gleiches gilt für Photovoltaikflächen auf Lärmschutzanla-

gen des Straßenbaulastträgers; solche Lärmschutzwände und -wälle sind 

ebenfalls Straßenbestandteile. Diese Anlagen stellen freilich keine PV-Frei-

flächenanlagen dar.   

 

Aus straßenrechtlicher Sicht sind Photovoltaikanlagen auf Straßengrundstü-

cken sonstige Nutzungen. Diese werden zwischen dem Straßenbaulastträ-

ger und dem Betreiber der Photovoltaikanlage durch zivilrechtlichen Vertrag 

geregelt (vgl. § 8 Abs. 1, 10 Bundesfernstraßengesetz - FStrG).    

 

b) Nach den §§ 37 Abs. 1 Nr. 2 c), 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 c) aa) EEG können 

PV-Freiflächenanlagen gefördert werden, wenn sie maximal in einem 200 

Meter Abstand entlang von Autobahnen (und Schienenwegen) errichtet 

werden und längs zur Fahrbahn ein mindestens 15 m breiter Korr idor frei-

gehalten wird. Für diese PV-Freiflächenanlagen (außerhalb des Straßen-

grundstücks) ist auch davon auszugehen, dass im Bauleitplanverfahren die 

Anbauverbotszone (40 m ab Fahrbahnrand) nach § 9 Abs. 1 FStrG und die 

Anbaubeschränkungszone (100 m ab Fahrbahnrand) nach § 9 Abs. 2 

FStrG in der planerischen Abwägung als Belange zu berücksichtigen sind. 

Nach §§ 37 Abs. 1 Nr. a c), 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 c) aa) EEG muss inner-

halb der Entfernung von 200 Meter außerdem ein mindestens 15 Meter 

breiter Korridor freigehalten werden. Soweit der Errichtung der PV-Freiflä-

chenanlage Ausbauabsichten, Gründe der Sicherheit und Leichtigkeit des 

Verkehrs oder der Straßenbaugestaltung entgegenstehen, kann deshalb 
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der Bebauungsplan die PV-Freiflächenanlage nur dann ohne Abwägungs-

fehler zulassen, wenn diesen verkehrlichen Belangen durch eine Befristung 

des Bebauungsplans oder Festsetzungen Rechnung getragen werden 

kann. Diese Belange und die verkehrsfachliche Beurteilung einer Befristung 

sowie möglicher Festsetzungen werden durch Mitwirkung des Trägers der 

Straßenbaulast in das Bauleitplanverfahren eingebracht (vgl. § 9 Abs. 7 

FStrG). Diese Aufgabe obliegt seit 01.01.2021 der Autobahn GmbH des 

Bundes (§ 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 12 InfrGGBV). Zusätzlich ist wegen seiner Zu-

ständigkeit für anbaurechtliche Entscheidungen das Fernstraßen-Bundes-

amt als Träger öffentlicher Belange am Bauleitplanverfahren zu beteiligen.   

 

3.2. Schwimmende PV-Freiflächenanlagen 

Bei PV-Anlagen auf Gewässern werden Photovoltaikmodule auf schwim-

menden Unterkonstruktionen montiert. Die Unterkonstruktionen werden mit 

dem Gewässerbett über eine Vertäuung verbunden, sodass sich die 

schwimmenden Module an die Bewegungen des Gewässers anpassen kön-

nen. In Deutschland wurden bisher wenige Erfahrungen mit der neuen 

Technik gemacht. In Bayern sind in den vergangenen Jahren einige Pilot-

projekte gestartet. Keine PV-Freiflächenanlagen in diesem Sinne sind 

kleine einzelne PV-Module, welche der Stromversorgung von Kleinverbrau-

chern z.B. auf Booten oder Messeinrichtungen dienen. 

 

Die Besorgnis einer schädlichen Gewässerveränderung sowie dass keine 

sonstigen Belange maßgeblich negativ betroffen sind, muss durch geeig-

nete Nebenbestimmungen ausgeschlossen werden. Hierbei ist davon aus-

zugehen, dass schwimmende Solarsysteme in folgenden Punkten potenzi-

elle Auswirkungen auf Natur und Landschaft haben können: 

 Überdeckung der Wasserfläche mit Auswirkung auf Vögel, die Verhält-

nisse unter Wasser (z.B. Schichtungsverhältnisse bei Seen), 

 Auswirkungen auf die Gewässersohle durch Verankerungen, 

 Veränderung der Lichtverhältnisse sowie der physikalisch-chemischen 

und biologischen Gewässerqualität im Wasserkörper, 

 Eintrag von Stoffen z. B. aufgrund Auswaschung von Zink oder ande-

ren Stoffen aus den Bauteilen oder des Einsatzes von Reinigungsmit-

teln  

 Gefahr von Stromfluss im Gewässer bei z. B. beschädigten Leitungen, 
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 Lichtimmissionen (Effekte wie Reflexion, Spiegelung) mit Störwirkung 

u. a. für Vögel, 

 Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch technische Überprä-

gung einer naturnahen Umgebung. 

Hierzu liegen allerdings noch keine Erfahrungen bzw. Untersuchungen über 

mittel- oder langfristige Auswirkungen vor. Daher sollte dem Betreiber ein 

betriebsbegleitendes Monitoring von gewässerrelevanten Umweltparame-

tern auferlegt werden, welches im Detail mit dem zuständigen Wasserwirt-

schaftsamt abzustimmen ist. 

 

Alle bisher verwirklichten Anlagen haben gemeinsam, dass sie auf durch 

Nassauskiesung entstandenen Gewässern installiert wurden. Der Vorteil an 

diesen Gewässern ist, dass wenig Konfliktpotential mit anderen Nutzungs-

arten besteht. Diese Gewässer sind in der Regel auf Grund der mit einer 

laufenden Nassauskiesung verbundenen Gefahren keine Naherholung-

sorte. Darüber hinaus existieren hier meist die erforderliche elektrische Inf-

rastruktur und ein enger räumlicher Zusammenhang zwischen Stromerzeu-

ger und Stromverbrauch. Bei allen bisher gestarteten Projekten wird der er-

zeugte Strom direkt von den angrenzenden Betrieben verbraucht. Auf ande-

ren Gewässern birgt eine Installation von schwimmenden PV-Anlagen hin-

gegen ein Konfliktpotential mit Nutzungen und gewässerökologischen An-

forderungen.  Daher sollte der Betrieb von PV-Anlagen auf Auskiesungs-

seen beschränkt bleiben. Insbesondere bei Fließgewässern sind darüber 

hinaus die Belange wie Beeinträchtigung des Hochwasserabflusses, Ver-

klausungsproblematik, Treibholz, Wasserspiegelschwankungen oder Eis-

stau planerische Herausforderungen. Auch bei Staustufen bzw. Stauseen 

sind Auswirkungen auf die Sicherheit und den Betrieb der Anlagen (Wehre, 

Entnahmeanlagen, betriebliche Wasserspiegelschwankungen) im Genehmi-

gungsverfahren mit zu betrachten. Die Nutzung als Naherholungs- und Ba-

deort und auch die Fischerei werden, selbst bei Einzäunung der schwim-

menden PV-Anlagen, nur schwer mit einer Stromgewinnung vom Wasser 

aus in Einklang zu bringen sein. Zudem sind PV-Anlagen auf Gewässern 

nach bisherigen Erkenntnissen wartungsintensiver als PV-Freiflächenanla-

gen auf dem Land, was höhere Stromproduktionskosten nach sich ziehen 

kann (zur Standorteignung für schwimmende PV-Anlagen s. Anlage). 
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Bei der Errichtung von schwimmenden PV-Anlagen in Oberflächengewäs-

ser handelt es sich um einen erlaubnispflichtigen Benutzungstatbestand ge-

mäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 Wasserhaushaltsgesetz - WHG (Einbringen fester 

Stoffe), der gemäß § 8 Abs. 1 WHG der Erlaubnis oder Bewilligung bedarf. 

Ob die Errichtung der konkreten PV-Anlage erlaubnisfähig ist, unterliegt 

dem Prüfprogramm des § 12 WHG. Danach ist die Erlaubnis zu versagen, 

wenn schädliche, auch durch Nebenbestimmungen nicht vermeidbare oder 

nicht ausgleichbare Gewässerveränderungen zu erwarten sind oder andere 

öffentlich-rechtliche Vorschriften (insb. Naturschutzrecht, Baurecht) nicht 

eingehalten werden. Im Übrigen steht die Erteilung der Erlaubnis im pflicht-

gemäßen Ermessen der zuständigen Behörde (in der Regel Kreisverwal-

tungsbehörde gemäß Art. 63 Bayer. Wassergesetz - BayWG). Gegebenen-

falls müsste auch ein bestehender Planfeststellungsbeschluss wieder auf-

gegriffen und im Hinblick auf die geänderte Zweckbestimmung angepasst 

werden. 

 

Auf schwimmende PV-Anlagen ist das Bauplanungsrecht grundsätzlich an-

wendbar, welches im Rahmen der Erlaubnis geprüft wird. Der für die An-

wendbarkeit der §§ 29 ff. BauGB verwendete bauplanungsrechtliche Vorha-

benbegriff nach § 29 Abs. 1 BauGB setzt voraus, dass die jeweilige Anlage 

über eine feste und dauerhafte Verbindung mit dem Erdboden verfügt und 

bodenrechtliche Relevanz aufweist. Die Verbindung mit dem Erdboden 

ergibt sich daraus, dass die Module mit dem Gewässerbett über eine Ver-

täuung verbunden sind. Eine bodenrechtliche Relevanz wird angenommen, 

wenn ein Belang des § 1 Abs. 6 BauGB berührt wird. In Bezug auf schwim-

mende PV-Anlagen kommen insbesondere § 1 Abs. 6 Nr. 5 und Nr. 7 

BauGB in Betracht. Dass eine Wasserfläche von der Bauleitplanung erfasst 

wird, ist einhellige Meinung in der Rechtsprechung. Hierfür sprechen insbe-

sondere §§ 5 Abs. 2 Nr. 7 und 9 Abs. 1 Nr. 16 a) BauGB.  Darüber hinaus 

sind von Grundstücken i.S.v. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB auch Wassergrund-

stücke erfasst. §§ 29 ff. BauGB werden nach § 38 Satz 1 BauGB nicht an-

gewendet, wenn ein Planfeststellungsverfahren für Vorhaben von überörtli-

cher Bedeutung unter Beteiligung der Gemeinde durchgeführt wird. Bei 

schwimmenden Photovoltaikanlagen im Zusammenhang mit Nassabgra-

bungsbetrieben kommt hier insbesondere ein Planfeststellungsverfahren 

aus Anlass des Gewässerausbaus nach § 68 Abs. 1 WHG in Frage. 
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Hinsichtlich der bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit ist zwischen privile-

gierten und nichtprivilegierten Vorhaben zu unterscheiden. In Betracht 

kommt, dass die schwimmende PV-Anlage einem ortsgebundenen Gewer-

bebetrieb, welcher nach § 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB privilegiert ist, dient. Der 

Begriff des „Dienens“ ist erfüllt, wenn ein vernünftiger Betriebsinhaber unter 

Beachtung des Gebotes der größtmöglichen Schonung des Außenberei-

ches das Vorhaben am selben Standort und mit gleichem Umfang durch-

führen würde. Zwischen der PV-Anlage und dem ortsgebundenen Betrieb 

ist ein räumlich-funktionaler Zusammenhang erforderlich. Im Hinblick auf 

PV-Anlagen verbietet sich grundsätzlich jede verallgemeinernde Betrach-

tungsweise i.S.v. strengen Grenzwerten. Vielmehr müssen die Umstände 

des Einzelfalles berücksichtigt werden. Zu beachten sind unter anderem die 

Größe und Art des Betriebes, die Eignung des Vorhabens zum erstrebten 

Zweck, die Ortsüblichkeit derartiger Vorhaben, das Verhältnis der Kosten 

und Nutzen sowie der Standort des Vorhabens. Darüber hinaus ist es erfor-

derlich, dass die erzeugte Energie in dem Betrieb tatsächlich verwendet 

wird. Es ist hierbei keine ausschließliche Eigennutzung erforderlich. Viel-

mehr kann ein untergeordneter Teil der gewonnenen Energie an Dritte oder 

in das öffentliche Netz abgegeben werden. 

 

Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, findet die Privilegierung des § 35 

Abs. 1 Nr. 3 BauGB keine Anwendung. Eine eigenständige Privilegierung 

der PV-Anlage scheidet bereits aufgrund des von der höchstgerichtlichen 

Rechtsprechung verlangten Tatbestandsmerkmals der Ortsgebundenheit 

regelmäßig aus. Für die Realisierung solcher PV-Anlagen im Außenbereich 

ist daher eine Bauleitplanung erforderlich. 

 

3.3. Agri-PV-Anlagen 

Gemäß dem in Gl. Nr. 2 erläuterten § 15 InnAusV hat die Bundesnetzagen-

tur zum 1. Oktober 2021 die Voraussetzungen festgelegt, die an besondere 

Solaranlagen im Rahmen der Innovationsausschreibung zu stellen sind. Die 

Innovationsausschreibung „Besondere Solaranlage“ umfasst bei der Agri-

PV sowohl Solaranlagen auf Ackerflächen bei gleichzeitigem Nutzpflan-

zenanbau auf der Fläche als auch bei Anbau von Dauerkulturen oder mehr-

jährigen Kulturen. Agri-PV-Anlagen müssen dabei gemäß dem Stand der 

Technik errichtet und betrieben werden. Die Einhaltung des Standes der 
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Technik ist insbesondere erbracht, wenn die Solaranlagen und der Nutz-

pflanzenanbau bzw. der Anbau von Dauerkulturen oder mehrjährigen Kultu-

ren auf den Flächen über die gesamte Förderdauer die Anforderungen der 

DIN SPEC 91434:2021-05 erfüllen. Nach der DIN SPEC 91434 ist die Agri-

PV als „die kombinierte Nutzung ein und derselben Landfläche für landwirt-

schaftliche Produktion als Hauptnutzung und für Stromproduktion mittels ei-

ner PV-Anlage als Sekundärnutzung“ definiert. Eine Agri-PV-Anlage kann 

sowohl vertikal als auch horizontal verbaut werden. Vorteilhaft an diesen 

Anlagen ist, dass dadurch die Fläche doppelt verwendet werden kann und 

so die Flächennutzungseffizienz deutlich steigt. Zu berücksichtigen ist, dass 

bei Anlagen, die einen Zuschlag in einer Ausschreibung erhalten haben, 

dann mit den Ausnahmen des § 27a Satz 1 EEG für die Dauer der Förde-

rung keine Eigenversorgung mehr zulässig ist. Die bauplanungsrechtliche 

Bewertung ist davon zu unterscheiden. 

 

Hinsichtlich der Genehmigungspflicht gelten keine Abweichungen zu den 

oben dargestellten Ausführungen. Problematisch ist die bauplanungsrechtli-

che Bewertung der Agri-PV-Anlagen im Hinblick auf die Privilegierung die-

ser Anlagen. Meist werden diese im Außenbereich nach § 35 BauGB errich-

tet. Dort stellt sich die Frage, ob die Anlagen nach § 35 Abs. 1 BauGB privi-

legiert sind. Sie könnten hierbei allenfalls unter § 35 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 

BauGB fallen. Ein besonderes Augenmerk ist dort auf den Begriff des „Die-

nens“ zu richten. Der Begriff des „Dienens“ ist nur dann erfüllt, wenn „ein 

vernünftiger Landwirt unter Berücksichtigung des Gebots der größtmögli-

chen Schonung des Außenbereichs dieses Vorhaben mit etwa gleichem 

Verwendungszweck und etwa gleicher Gestaltung für einen entsprechen-

den Betrieb errichten würde und das Vorhaben durch diese Zuordnung zu 

dem konkreten Betrieb geprägt wird“. Maßgeblich ist hierbei nicht allein die 

wirtschaftliche Zweckmäßigkeit eines Vorhabens. Vielmehr ist im Rahmen 

einer Gesamtbetrachtung zu beurteilen, ob die Agri-PV-Anlage der landwirt-

schaftlichen Nutzung unter- und zugeordnet ist und somit von der privile-

gierten Nutzung „mitgezogen“ wird. Die Frage der Unter- und Zuordnung ist 

im konkreten Einzelfall zu beurteilen. Allgemein gilt: Je enger der Zusam-

menhang zwischen landwirtschaftlichem Betrieb und landwirtschaftsfremder 

Nutzung ist, desto eher liegt eine mitgezogene Privilegierung vor. Voraus-

setzung ist jedenfalls, dass die Nutzung der Fläche zur Stromerzeugung nur 
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eine der Landwirtschaft untergeordnete Rolle einnimmt. Auch muss der 

durch die Agri-PV-Anlage erzeugte Strom überwiegend dem landwirtschaft-

lichen Betrieb zugutekommen. Das Mitziehen eines Vorhabens soll nament-

lich keine Handhabe dafür bieten, einen landwirtschaftlichen Betrieb unter 

erleichterten Voraussetzungen um einen unabhängigen gewerblich-kauf-

männischen Betriebsteil zu erweitern. Sollte die Agri-PV-Anlage nicht im 

Außenbereich nach § 35 Abs. 1 BauGB privilegiert zulässig sein, so emp-

fiehlt sich die bereits erläuterte Aufstellung eines vorhabenbezogenen Be-

bauungsplans nach § 12 BauGB. 

 

3.4. PV-Freiflächenanlagen und Denkmalschutz   

Flächen im Bereich von Bau- und Bodendenkmälern sind nicht von vornhe-

rein als Standorte für die Ansiedelung von PV-Freiflächenanlagen ungeeig-

net. Bei der Bauleitplanung sind nachfolgende Hinweise zu beachten. We-

gen der Einschränkungen handelt es sich bei Standorten im Bereich von 

Bodendenkmälern um Restriktionsflächen i.S.d. Ziffer 2 der Anlage zum 

Rundschreiben.     

 

a) Bei der Anpassung der Bauleitplanung für PV-Freiflächenanlagen an die 

Ziele der Raumordnung (§ 1 Abs. 4 BauGB) sind in denkmalpflegeri-

scher Hinsicht gegebenenfalls insbesondere das Ziel und der Grundsatz 

gem. 8.4.1 LEP (GVBl 2013, S. 550) (Abschnitt 8.4 „Kultur“, 8.4.1 

Schutz des kulturellen Erbes) zu beachten.  

 

b) Bei der anlässlich der Aufstellung der Bauleitpläne gem. § 1 Abs. 7 

BauGB im Übrigen vorzunehmenden Abwägung der betroffenen öffentli-

chen und privaten Belange sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB die Be-

lange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege zu berücksichtigen. 

Soweit diese Belange betroffen sind, empfiehlt es sich, mit der zuständi-

gen Denkmalschutzbehörde und dem Bayerischen Landesamt für Denk-

malpflege frühzeitig, möglichst schon zu Beginn von Vorhabens- und 

Bauleitplanung, Kontakt aufzunehmen und sich über abwägungsrele-

vante Gesichtspunkte zu informieren. 
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c) Vorhaben im Bereich von Bau- und Bodendenkmälern bedürfen einer 

denkmalschutzrechtlichen Erlaubnis, soweit diese nicht durch eine bau-

rechtliche Genehmigung, baurechtliche Zustimmung oder abgrabungs-

rechtliche Genehmigung ersetzt wird (Art. 6 Abs. 1, Abs. 3 Satz 1 Bayer. 

Denkmalschutzgesetz – BayDSchG). Die Erlaubnis kann versagt wer-

den, wenn dies zum Schutz eines Bau- oder Bodendenkmals erforder-

lich ist oder das Vorhaben zu einer Beeinträchtigung des Wesens, des 

überlieferten Erscheinungsbildes oder der künstlerischen Wirkung eines 

Bau- oder Bodendenkmals führen würde und gewichtige Gründe des 

Denkmalschutzes für die unveränderte Beibehaltung des bisherigen Zu-

stands sprechen (Art. 6 Abs. 2, 7 BayDSchG). In der Regel ist es für die 

bauleitplanende Gemeinde erforderlich, bereits im Vorfeld einer Bauleit-

planung, z.B. anlässlich der Erstellung eines Standortkonzepts, die für 

die Errichtung von PV-Freiflächenanlagen in Betracht kommenden 

Standorte zu ermitteln. In diesen Fällen empfiehlt es sich, frühzeitig mit 

der zuständigen Denkmalschutzbehörde und dem Bayerischen Landes-

amt für Denkmalpflege zu klären, ob bei Vollzug eines entsprechenden 

Bebauungsplans der Schutz von Bau- und Bodendenkmälern an den 

beabsichtigten Standorten durch Anordnung geeigneter Auflagen, ins-

besondere zur bodenschonenden Errichtung von Anlagen, in denkmal-

schutzrechtlichen Erlaubnisbescheiden (bzw. den sie ggf. ersetzenden 

Bescheiden) gewährleistet werden kann, oder ob zum Schutz von Bau-  

und Bodendenkmälern entsprechende Erlaubnisse (bzw. sie ggf. erset-

zende Bescheide) versagt werden müssten. 

 

3.5. PV-Freiflächenanlagen in Überschwemmungsgebieten 

In festgesetzten oder vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten ist 

die Ausweisung neuer Baugebiete, wozu auch Sondergebiete für Freiflä-

chenphotovoltaikanlagen zählen, in Bauleitplänen im Außenbereich unter-

sagt (§ 78 Abs. 1 und 8 WHG).  

 

Die örtlich zuständige Kreisverwaltungsbehörde kann abweichend von die-

sem Verbot die Ausweisung neuer Baugebiete ausnahmsweise zulassen, 

wenn die strengen neun Voraussetzungen des § 78 Abs. 2 WHG kumulativ 

vorliegen. Eine hohe Hürde stellt dabei insbesondere die erste Ausnahme-
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voraussetzung dar, wonach keine anderen Möglichkeiten der Siedlungsent-

wicklung bestehen oder geschaffen werden können (§ 78 Abs. 2 Satz 1 Nr. 

1 WHG). Bei dem Begriff der „Siedlungsentwicklung“ handelt es sich um 

Aspekte aus unterschiedlichen Rechtsbereichen, die für die Auslegung her-

angezogen werden können. Die Siedlungs- bzw. Stadtentwicklung be-

schreibt alle Veränderungen der Siedlungs- bzw. Stadtstruktur. Dazu gehö-

ren neben Veränderungen im Bevölkerungsaufbau auch Beschäftigten-

strukturen, Arbeitsplätze, die räumliche Verteilung der Bevölkerung und vor 

allem die Flächennutzung. Dabei gibt es keinen Anspruch auf einen optima-

len Standort und es ist auch die Möglichkeit einer Umwidmung zu prüfen. 

Zudem hat die Gemeinde darzulegen, dass ihr – unter Berücksichtigung der 

historischen, ökologischen, kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Be-

lange – eine ordnungsgemäße Siedlungsentwicklung nur im Überschwem-

mungsgebiet möglich ist. 

 

Letztendlich entscheidend sind also die tatsächlichen Umstände vor Ort. 

Die Alternativenprüfung ist dabei für das gesamte Gemeindegebiet durch-

zuführen, nicht nur für einen Stadtteil. Denn die Vorschrift lässt den Zugriff 

auf ein Überschwemmungsgebiet nicht schon dann zu, wenn sich für ein 

bestimmtes Vorhaben kein außerhalb des Überschwemmungsgebiets gele-

gener Alternativstandort findet, sondern stellt ausdrücklich auf die Sied-

lungsentwicklung als solche ab. Der Begriff der Siedlungsentwicklung ist 

nicht mit dem Begriff der Projekt- bzw. Vorhabenentwicklung gleichzuset-

zen. 

Eine Ausnahme nach § 78 Abs. 2 WHG ist also nur möglich, wenn etwa das 

gesamte oder nahezu gesamte Gemeindegebiet im Überschwemmungsge-

biet liegt oder topografische Gründe zu einer Gemeindeentwicklung gerade 

im oder in einem Teil des Überschwemmungsgebiets in Betracht kommen. 

 

Das Verbot der Bauleitplanung im festgesetzten Überschwemmungsgebiet 

und die Ausnahmevorschrift des § 78 Abs. 2 WHG gelten nur im Außenbe-

reich. Für Gebiete, für die ein qualifizierter oder vorhabenbezogener Bebau-

ungsplan besteht bzw. die im sog. Innenbereich nach § 34 BauGB liegen, 

gilt dieses Verbot nicht, sondern nur erhöhte Anforderungen an die bauleit-

planerische Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB (§ 78 Abs. 3 WHG). Das be-

deutet aber auch: Wenn mit einem Bebauungsplan für eine Photovoltaik-
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Anlage erstmals Baurecht geschaffen wird und das Gebiet damit nicht mehr 

dem Außenbereich zugeordnet werden kann, ist das Gebiet für den Hoch-

wasserschutz verloren und spätere Änderungen des Bebauungsplans sind 

relativ einfach nach Maßgabe des § 78 Abs. 3 WHG möglich. § 78 WHG 

dient dem unmittelbaren Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und hat 

einen besonders hohen Stellenwert für die Sicherheit und Lebensqualität 

der Gesellschaft. 
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Anlage Standorteignung        

 

1. Grundsätzlich nicht geeignete Standorte (Ausschlussflächen):    

 Nationalparke, Nationale Naturmonumente, Naturschutzgebiete, Natur-

denkmäler, geschützte Landschaftsbestandteile (§§ 23, 24 und 28, 29 

BNatSchG) 

 Kernzonen von Biosphärenreservaten 

 Gesetzlich geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG i.V.m. Art. 23 Bay-

NatSchG) 

 Rechtlich festgesetzte Ausgleichs- und Ersatzflächen (§ 15 BNatSchG) 

 Wiesenbrütergebiete (vgl. Wiesenbrüter- und Feldvogelkulisse) 

 In den Landschaftsplänen als Kern- und Vorrangflächen für den Natur-

schutz ausgewiesene Gebiete 

 Alpenplan Zone C 

 Boden- und Geolehrpfade einschließlich deren Stationen sowie Geotope 

 Wasserschutzgebiete (§ 51 ff. WHG) und Heilquellenschutzgebiete (§ 53 

WHG), sofern für die betreffende Schutzzone entgegenstehende Anord-

nungen gelten, und nicht eine Befreiungslage herbeigeführt werden kann 

 Gewässerrandstreifen 

 Gewässer-Entwicklungskorridore 

 Überschwemmungsgebiete 

 Natürliche Fließgewässer, natürliche Seen 

 Böden mit sehr hoher Bedeutung für die natürlichen Bodenfunktionen ge-

mäß BBodSchG  

 Landwirtschaftlicher Boden überdurchschnittlicher Bonität 
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2. Eingeschränkt geeignete Standorte (= Restriktionsflächen) (soweit nicht Ziffer 

1 einschlägig): 

 

 Landschaftsschutzgebiete, auch in Form von ehemaligen Schutzzonen in 

Naturparken (s. a. Gl. Nr. 1.7. Zonierungskonzepte)1.  

 Bodendenkmäler i.S. von Art. 1 und 7 BayDSchG, soweit sie nicht ganz 

oder zum Teil über der Erdoberfläche erkennbar sind 

 Pflegezonen von Biosphärenreservaten 

 Besondere Schutzgebiete nach § 32 BNatSchG (= Natura 2000 Gebiete)1. 

 Flächen zum Aufbau und Erhalt des Biotopverbunds (gem. Art. 19 Abs. 1 

BayNatSchG) 

 Standorte oder Lebensräume mit besonderer Bedeutung1 

o für europarechtlich geschützte Arten oder Arten, für die Bayern 

eine besondere Verantwortung hat   

o für besonders oder streng geschützte Arten des Bundesnatur-

schutzgesetzes oder der Bundesartenschutzverordnung 

o für Arten der Roten Listen 1 und 2 mit enger Standortbindung. 

 Bereiche, die aus Gründen des Landschaftsbildes, der naturbezogenen 

Erholung und der Sicherung historischer Kulturlandschaften von besonde-

rer Bedeutung sind, einschließlich weithin einsehbare, landschaftsprä-

gende Landschaftsteile wie Geländerücken, Kuppen und Hanglagen und 

schutzwürdige Täler  

 Vorranggebiete für andere Nutzungen 

 Alpenplan Zone A und B 

 Landschaftliche Vorbehaltsgebiete, regionale Grünzüge gemäß Regional-

plan 

 Großräumig (von Siedlungen oder überörtlichen Verkehrsachsen) unzer-

schnittene Landschaftsräume  

 Moorböden mit weitgehend degradierter Bodenstruktur12. 

                                              

1 In der Regel werden der Errichtung von PV-Freiflächenanlagen in diesen Gebieten bzw. 
auf diesen Flächen naturschutzrechtliche- und -fachliche Erwägungen entgegenstehen.   
2 Vorhaben, bei denen gezielt Maßnahmen zur Förderung einer nachhaltigen Regenera-
tion von Moorböden umgesetzt werden, sind auf solchen Flächen grundsätzlich nicht aus-
geschlossen. 
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 Künstliche Gewässer, sofern sie am natürlichen Abflussgeschehen teil-

nehmen, hohe ökologische Bedeutung besitzen oder zur Naherholung ge-

nutzt werden 
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